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über den von der Fraktion der SPD eingebrachten 
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Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1 . den Entwurf eines Gesetzes über die Selbstverwaltung und über 
Änderungen von Vorschriften auf dem Gebiet der Sozialver- 
sicherung in der aus der nachstehenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung zu genehmigen; 

2. die Anträge 

a) der Fraktion der Deutschen Partei betr. die Reichsanstalt für 
Angestellte und die Landesversicherungsanstalten 

- Nr. 44 der Drucksachen - 
4urch Beschluß zu § 10, 

b) der Abgeordneten Degener und Genossen betr. Rechtsgleich- 
heit auf dem Gebiete der Sozialversicherung 

- Nr. 301 der Drucksachen - 
durch Beschluß zu § 1 8, 

c) der Abgeordneten Günther und Genossen betr. Selbstver- 
waltung in der Sozialversicherung 

- Nr. 361 der Drucksachen - 
durch Beschluß zu § 14, 

d) der Fraktion der Bayernpartei betr. Entwurf eines Gesetzes 
über die Zulassung neuer Krankenkassen 

- Nr. 1019 der Drucksachen - 
durch Beschluß zu § 14 

des unter 1 . bezeichneten Gesetzentwurfs für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 13 . September 1950 

Der Ausschuß für Sozialpolitik 
Richter (Frankfurt) Arndgen 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes über die Selbstverwaltung in der Sozialversicherung 

- Nr. 248 der Drucksachen - 

und des 

Entwurfs eines Gesetzes über die Wiederherstellung der Ehrenämter und der Selbstverwaltung in der Sozialversicherung 

- Nr. 444 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des Ausschusses für Sozialpolitik 
(21. Ausschuß) 


Vorlage der Fraktion der SPD Vorlage der Bundesregierung Beschlüsse des 21. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über die Selbstverwaltung Entwurf eines Gesetzes über die Wiederherstellung Entwurf eines Gesetzes über die Selbstverwaltung 

in der Sozialversicherung der Ehrenämter und der Selbstverwaltung und über Änderungen von Vorschriften auf dem 

— Drucksache Nr. 248 — in der Sozialversicherung Gebiet der Sozialversicherung 

— Drucksache Nr. 444 — 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen, Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

dem der Bundesrat zugestimmt hat: 

§ 1 § 1 § 1 

Allgemeines Allgemeines Allgemeines 

(1) Bei jedem Träger der Sozialversicherung wer- (1) Bei jedem Träger der Sozialversicherung wer- (1) Bei jedem Träger der Sozialversicherung 

den als Selbstverwaltungsorgane eine Vertreterver- den als Selbstverwaltungsorgane eine Vertreterver- werden als Organe der Selbstverwaltung eine Ver- 
sammlung und ein Vorstand gebildet. Sammlung und ein Vorstand gebildet. treterversammlung und ein Vorstand gebildet. 

(2) Sektionen, Bezirksverwaltungen und Landes- (2) Die Sektionen, die Bezirksverwaltungen der (2) Die Sektionen, die Bezirksverwaltungen und 

geschäftssteilen von Versicherungsträgern und die Versicherungsträger und die Landesgeschäftsstellen die Landesgeschäftsstellen der Versicherungsträger 

Knappschaften gelten als Versicherungsträger im der Ersatzkassen der Krankenversicherung haben Or- sollen in der Regel Organe nach den Vorschriften 



Sinne des Absatz 1. Die Aufgaben und Befugnisse 
ihrer Organe werden gegenüber den Aufgaben und 
Befugnissen der Organe der Hauptverwaltung der 
Versicherungsträger durch deren Satzung abgegrenzt. 

(3) Soweit die Unfallversicherung durch Ausfüh- 
rungsbehörden oder Gemeindeunfallversicherungs- 
verbände durchgeführt wird, sind bei ihnen Organe 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes zu bilden. 


(4) Bei den Trägern der Rentenversicherung der 
Arbeiter, der Beamtenversicherung der Angestellten 
und der Knappschaftsversicherung werden von den 
Versicherten Versichertenälteste gewählt. Sie müssen 
mindestens 24 Jahre alt und mindestens 3 Jahre ver- 
sichert sein oder einen Anspruch auf Leistung haben. 
Die Versichertenäl testen haben das Recht und die 
Pflicht, die Interessen der Versicherten und der Lei- 
stungsberechtigten wahrzunehmen und sowohl die 
Versicherten wie die Träger der Sozialversicherung 
zur Befolgung von Gesetz, Satzung und sonstigen 
Bestimmungen anzuhalten. Bei den übrigen Ver- 
sicherungsträgern können Versichertenälteste mit den 
gleichen Rechten und Pflichten gewählt werden. Das 
Nähere über die Versichertenältesten, insbesondere 
über deren Tätigkeit, wird bei allen Versicherungs- 
trägern durch die Satzung bestimmt. 


gane nach den Vorschriften dieses Gesetzes zu bilden. 
Die Aufgaben und Befugnisse ihrer Organe werden 
gegenüber den Aufgaben und Befugnissen der Organe 
der Hauptverwaltung des Versicherungsträgers durch 
dessen Satzung abgegrenzt. 

(3) Soweit die Unfallversicherung durch Ausfüh- 
rungsbehörden oder Gemeindeunfallversicherungs- 
verbände durchgeführt wird, sind bei ihnen Organe 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes zu bilden. 

(4) Für die Ehrenämter in der Sozialversicherung 
und für die Organe der Versicherungs träger gelten 
die Vorschriften der Reichs Versicherungsgesetze sinn- 
gemäß so, wie sie am 30. Januar 1933 gegolten haben, 
soweit dieses Gesetz nicht ein anderes vorschreibt; 
für die Organe der Träger der Krankenversicherung 
gilt dies auch hinsichtlich der Festsetzung der Beiträge 
und der Leistungen. Die Vertreter Versammlung tritt 
an die Stelle des früheren Ausschusses, der Genossen- 
schaftsversammlung, der Sektionsversammlung, des 
Verwaltungsrates, der Hauptversammlung, der Be- 
zirksversammlung. 

(5) Bei den Trägern der Rentenversicherung der 
Arbeiter, der Rentenversicherung der Angestellten 
und der Knappschaftsversicherung werden *on den 
Versicherten Versichertenälteste gewählt. Sie müssen 
mindestens 24 Jahre alt und mindestens drei Jahre 
versichert sein oder einen Anspruch auf Leistung 
haben. Die Versichertenältesten haben das Recht und 
die Pflicht, die Interessen der Versicherten und der 
Leistungsberechtigten wahrzunehmen und sie zur Be- 
folgung von Gesetz, Satzung und sonstigen Bestim- 
mungen anzuhalten. Bei den übrigen Versicherungs- 
trägern können Versichertenälteste mit den gleichen 
Rechten und Pflichten gewählt werden. Das Nähere 
über die Versichertenältesten, insbesondere über 
deren Tätigkeit, wird bei allen Versicherungsträgern 
durch die Satzung bestimmt. 


dieses Gesetzes bilden. Für diesen Fail grenzt die 
Satzung des Versicherungsträgers die Aufgaben 
und die Befugnisse dieser Organe gegenüber den 
Aufgaben und Befugnissen der Organe der Haupt- 
verwaltung ab. 

(3) Soweit die Unfallversicherung durch Aus- 
führungsbehörden, Gemeindeunfallversicherungs- 
verbände oder Städte mit Eigenunfallversicherung 
durchgeführt wird, sind entsprechende Organe nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes zu bilden. 

(4) Soweit dieses Gesetz nichts anderes vor- 
schreibt, gelten für die Ehrenämter in der Sozial- 
versicherung und für die Organe der Versiche- 
rungsträger die Vorschriften der Reichsversiche- 
rungsgesetze in der am 31. Dezember 1932 gültig 
gewesenen Fassung. Für die Krankenversicherung 
gilt dies auch hinsichtlich der Festsetzung der Bei- 
träge und Leistungen. Die Vertreterversammlung 
tritt an die Stelle des früheren Ausschusses, der 
Genossenschaftsversammlung, der Sektionsver- 
sammlung, des Verwaltungsrates, der Hauptver- 
sammlung oder der Bezirksversammlung. 

(5) Für die knappschaftliche Versicherung wählen 
die Versicherten Versichertenälteste (Knappschafts- 
älteste). Die Satzung der übrigen Versicherungs- 
träger kann die Wahl von Versichertenältesten vor- 
schreiben. Die Versichertenältesten müssen minde- 
stens vierundzwanzig Jahre alt und mindestens drei 
Jahre versichert sein oder einen Anspruch auf Lei- 
stung haben. Sie haben das Recht und die Pflicht, 
die Interessen der Versicherten und Leistungs- 
berechtigten wahrzunehmen und sie zur Befolgung 
von Gesetz, Satzung und sonstigen Bestimmungen 
anzuhalten. Die Satzung jedes Versicherungsträgers 
kann die Wahl von Vertrauensmännern der Arbeit- 
geber vorschreiben. Das Nähere über die Ver- 
sichertenältesten und die Vertrauensmänner be- 
stimmt die Satzung. 

(6) Auf Antrag der für den Sitz des Versiche- 
rungsträgers zuständigen Ärztekammer muß dem 
Vorstand des Versicherungsträgers ein Arzt mit be- 
ratender Stimme angehören. Der Arzt hat ins- 
besondere die Belange der Volksgesundheit zu ver- 



Vorlage der Fraktion der SPD 


Vorlage der Bundesregierung 


§ 2 

Zusammensetzung der Organe 

(1) Die Organe der Versicherungsträger setzen 
sich zusammen 


§ 2 

Zusammensetzung der Organe, 
Amtsdauer und Geschäftsordnung 

(1) Die Organe der Versicherungsträger setzen sich 


a) in der Krankenversicherung, in den Ren- 
tenversicherungen der Arbeiter und An- 
gestellten und in der Knappschaftsver- 
sicherung aus Vertretern der Versicher- 
ten; 

b) in der Unfallversicherung je zur Hälfte aus 
Vertretern der Versicherten und der Ar- 
beitgeber; 


a) in der Krankenversicherung, in den Renten- 
versicherungen der Arbeiter und Angestell- 
ten und in der Unfallversicherung je zur 
Hälfte aus Vertretern der Versicherten und 
der Arbeitgeber, 

b) in der landwirtschaftlichen Unfallversiche- 
rung je zu einem Drittel aus den versicher- 
ten Arbeitnehmern, Selbständigen ohne 
fremde Arbeitskräfte und Arbeitgebern, 

c) in der Knappschaftsversicherung zu zwei 
Drittel aus Vertretern der Versicherten und 
zu einem Drittel aus Vertretern der Arbeit- 
geber zusammen. 

(2) Bei den Betriebskrankenkassen gilt Absatz 1 
Buchstabe a) mit der Abweichung, daß den Organen 
außer den Vertretern der Versicherten der Arbeit- 
geber oder sein Vertreter angehört. Er hat die gleiche 
Zahl der Stimmen, die den Vertretern der Versicher- 
ten zustehen. 


c) in der landwirtschaftlichen Unfallversiche- 
rung je zu einem Drittel aus den versicher- 
ten Arbeitnehmern, Selbständigen ohne 
fremde Arbeitskräfte und Arbeitgebern. 

(2) Die Zahl der Mitglieder der Organe wird in 
der Satzung des Versicherungsträgers bestimmt. 


(3) Besteht eine Ausführungsbehörde der Unfall- 
versicherung nur für einen Arbeitgeber, so gilt Ab- 
satz 1 Buchstabe b) mit der Abweichung, daß den 
Organen außer den Vertretern der Versicherten der 
Arbeitgeber oder sein Vertreter angehört. Er hat die 


(3) Bei den Ersatzkassen können abweichend von 
Absatz 1 Buchstabe a) nur Versicherte als Mitglie- 
der der Organe gewählt werden. 


Beschlüsse des 2 1. Ausschusses 

treten und soll Erfahrungen auf dem Gebiet der 
Sozialversicherung besitzen. Er wird auf Grund von 
Vorschlägen der Ärztekammern vom Vorstand ge- 
wählt. Das Nähere, insbesondere auch über die 
Stellvertretung, bestimmt die Wahlordnung. 

§ 2 

Zusammensetzung der Organe, 
Amtsdauer und Geschäftsordnung 

(1) Die Organe der Versicherungsträger setzen 
sich zusammen: 

a) in der Krankenversicherung, in den Ren- 
tenversicherungen der Arbeiter und der 
Angestellten und in der Unfallversiche- 
rung je zur Hälfte aus Vertretern der Ver- 
sicherten und der Arbeitgeber, 

b) in der landwirtschaftlichen Unfallver- 
sicherung je zu einem Drittel aus den ver- 
sicherten Arbeitnehmern, Selbständigen 
ohne fremde Arbeitskräfte und Arbeit- 
gebern, 

c) in der Knappschaftsversicherung zu zwei 
Dritteln aus Vertretern der Versicherten 
und zu einem Drittel aus Vertretern der 
Arbeitgeber. 

(2) Bei den Betriebskrankenkassen gilt Absatz 1 
Buchstabe a mit der Abweichung, daß den Or- 
ganen außer den Vertretern der Versicherten der 
Arbeitgeber oder sein Vertreter angehört. Er hat 
die gleiche Zahl der Stimmen, die den Vertretern 
der Versicherten zustehen. Dies gilt entsprechend 
für die Organe der Bundesbahn-Versicherungs- 
anstalt, die Organe der Ausführungsbehörden 
und die Organe der Unfallversicherung der Ge- 
meinden. 

(3) Bei den Ersatzkassen werden abweichend von 
Absatz 1 Buchstabe a nur Versicherte als Mit- 
glieder der Organe gewählt. 



gleiche Zahl von Stimmen, die den Vertretern der 
Versicherten zustehen. 

(4) Bei den Mitgliedern der Organe und ihren 
Stellvertretern sollen die einzelnen Wirtschaftszweige 
und Berufsgruppen angemessen vertreten sein; bei 
den Vertretern der Versicherten und ihren Stellver- 
tretern können Rentenberechtigte beteiligt werden. 
Die Satzung bestimmt das Nähere. 


(5) Jedes Mitglied der Vertreterversammlung hat 
zwei Stellvertreter, die es im Verhinderungsfälle 
vertreten oder bei dessen Ausscheiden in der Reihen- 
folge ihrer Wahl an seine Stelle rücken. Scheidet ein 
Mitglied des Vorstandes aus, so wird es durch Neu- 
wahl ersetzt. 


(6) Die Vertreter der Versicherten müssen bei dem 
Versicherungsträger, dessen Organen sie angehören, 
versichert sein. Rentenberechtigte können nur dem 
Organe des Versicherungsträgers angehören, an dem 
sie Anspruch auf Rente haben. Vertreter der Arbeit- 
geber können nur Personen, die regelmäßig minde- 
stens einen bei dem Versicherungsträger versicher- 
rungspflichtigen Arbeitnehmer beschäftigen, oder 
versicherte Selbständige sein. Als Arbeitgeber gelten 
auch deren gesetzliche Vertreter, Geschäftsführer 
oder bevollmächtigte Betriebsleiter. Ferner gelten 
auch als Vertreter der und der Arbeitgeber, Ange- 
stellte der Gewerkschaften und der Vereinigungen 
von Arbeitgebern oder deren Spitzenorganisationen. 

(7) Mitglied der Organe können nur Personen 
sein, die mindestens 24 Jahre alt sind, in dem Bezirk 
des Versicherungsträgers wohnen oder regelmäßig 


(4) Die Vertreter der Arbeitgeber in den Organen 
der Ausführungsbehörden der Unfallversicherung 
des Bundes oder der Länder und der Gemeindeunfall- 
versicherungsverbände werden von den zuständigen 
obersten Verwaltungsbehörden des Bundes oder der 
Länder berufen. 


(5) Bei den Mitgliedern der Organe und ihren 
Stellvertretern sollen die einzelnen Wirtschaftszweige 
und Berufsgruppen angemessen vertreten sein. Als 
Vertreter der Versicherten und als ihre Stellvertreter 
können Rentenberechtigte beteiligt werden; die Sat- 
zung bestimmt das Nähere. Angestellte des Ver- 
sicherungsträgers sowie Angehörige einer Behörde, 
die Aufsichtsbefugnisse über einen Versicherungsträ- 
ger hat, können nicht Mitglied in einem seiner Organe 
sein. Jedes Mitglied der Vertreter Versammlung, des 
Vorstandes und jeder Versichertenälteste hat zwei 
Stellvertreter, die es im Verhinderungsfall vertreten 
oder bei dessen Ausscheiden in der Reihenfolge ihrer 
Wahl an seine Stelle rücken. Scheidet ein Mitglied 
des Vorstandes aus, so wird es durch Neuwahl ersetzt. 

(6) Die Vertreter der Versicherten müssen bei dem 
Versicherungsträger, dessen Organ sie angehören, 
versichert sein. Rentenberechtigte können nur dem 
Organ des Versicherungsträgers angehören, an den sie 
Anspruch auf Rente haben. Vertreter der Arbeit- 
geber können nur Personen, die regelmäßig minde- 
stens einen bei dem Versicherungsträger versiche- 
rungspflichtigen Arbeitnehmer beschäftigen, oder 
versicherte Selbständige sein. Als Arbeitgeber gelten 
auch deren gesetzliche Vertreter, Geschäftsführer 
oder bevollmächtigte Betriebsleiter. 


(7) Mitglied der Organe dürfen nur Personen sein, 
die das aktive Wahlrecht zu den Volksvertretungen 
haben, mindestens 24 Jahre alt sind sowie in dem 


(4) In den Organen sollen die einzelnen Wirt- 
schaftszweige und Berufsgruppen angemessen ver- 
treten sein. In den Vertreterversammlungen bun- 
desunmittelbarer Versicherungsträger sollen auch 
die einzelnen Landesgebiete angemessen vertreten 
sein. Als Vertreter der Versicherten und als Stell- 
vertreter können Rentenberechtigte in beschränk- 
ter Zahl beteiligt werden; die Satzung bestimmt 
das Nähere. 

(5) Angestellte des Versicherungsträgers sowie 
Angehörige einer Behörde, die Aufsichtsbefugnisse 
über einen Versicherungsträger hat, können nicht 
Mitglied in einem seiner Organe sein. Jedes Mit- 
glied eines Organs hat zwei Stellvertreter zur Ver- 
tretung im Verhinderungsfall. Bei dem Ausscheiden 
eines Mitglieds rückt der Stellvertreter in der Rei- 
henfolge seiner Wahl an dessen Stelle nach; ein aus- 
scheidendes Vorstandsmitglied wird durch Neuwahl 
ersetzt. 

(6) Mitglied der Organe dürfen nur Personen 
sein, die das aktive Wahlrecht zum Deutschen Bun- 
destag besitzen, im Gebiet des Versicherungsträ- 
gers ihren Wohnsitz haben oder regelmäßig dort 
beschäftigt sind. 

(7) Die Vertreter der Versicherten müssen bei 
dem Versicherungsträger, dessen Organ sie ange- 
hören, versichert sein. Rentenberechtigte können 
nur dem Organ des Versicherungsträgers angehören, 
an den sie Anspruch auf Rente haben. Vertreter der 
Arbeitgeber können nur Personen sein, die regel- 
mäßig mindestens einen bei dem Versicherungs- 
träger versicherungspflichtigen Arbeitnehmer be- 
schäftigen. Als Arbeitgeber gelten auch deren ge- 
setzliche Vertreter, Geschäftsführer oder bevoll- 
mächtigte Betriebsleiter. Als Vertreter der Ver- 
sicherten gelten auch Angestellte der Gewerkschaf- 
ten, als Vertreter der Arbeitgeber Angestellte der 
Vereinigungen von Arbeitgebern. In der Unfall- 
versicherung gelten Personen, die regelmäßig in 
einem versicherungspflichtigen Beschäftigungsver- 
hältnis in der Land- oder Forstwirtschaft stehen* 



Vorlage der Fraktion der SPD 


Vorlage der Bundesregierung 


Beschlüsse des 2 1. Ausschusses 


dort tätig sind. Angestellte des Versicherungsträgers Bezirk des Versicherungsträgers wohnen oder regel- 
sowie Angehörige einer Behörde, die Aufsichtsbefug- mäßig dort tätig sind, 
nisse über einen Versicherungsträger hat, können 
nicht Mitglied in einem seiner Organe sein. 

(8) Die Zahl der Mitglieder der Organe wird in der 
Satzung des Versicherungsträgers bestimmt. 


§ 3 

Amtsdauer und Geschäftsordnung 

(1) Die Amtsdauer der Mitglieder der Organe (9) Die Amtsdauer der Mitglieder der Organe und 

beträgt 4 Jahre. Sie endet ohne Rücksicht auf den der Versichertenältesten beträgt vier Jahre. Sie endet 

Zeitpunkt der Durchführung der Wahl jeweils mit ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt der Durchführung 

dem Schluß des vierten Kalenderjahres. Die Mit- der Wahl jeweils mit dem Schluß des vierten Ka- 
glieder bleiben nach Ablauf dieser Zeit im Amte, lenderjahres. 

bis ihre Nachfolger eintreten. Wiederwahl ist zu- 
lässig; sie kann jedoch für die nächste Amtsdauer von 
dem Betreffenden abgelehnt werden. 

(2) Die Organe geben sich eine Geschäftsordnung. (10) Die Organe geben sich eine Geschäftsordnung. 

Die Geschäftsordnung des Vorstandes bedarf der Die Geschäftsordnung des Vorstandes bedarf der 

Zustimmung der Vertreter Versammlung. Zustimmung der Vertreterversammlung. 


r e n a m t 


renamter 


(1) Das Amt der Mitglieder der Organe und der 
Versichertenältesten ist ein Ehrenamt. 


(1) Das Amt der Mitglieder der Organe und der 
Versichertenältesten ist ein Ehrenamt. 


(2) Die Mitglieder verwalten ihr Amt unentgelt- (2) Der Versicherungsträger erstattet den Mitglie- 
lich. Der Versicherungsträger erstattet ihnen ihre dern der Organe und den Versichertenältesten ihre 
baren Auslagen. Er gewährt den Vertretern der baren Auslagen. Er gewährt den Vertretern der 
Versicherten in den Organen und denVersicherten- Versicherten in den Organen und den Versicher- 


nicht als Selbständige ohne fremde Arbeitskräfte. 


(8) Die Satzung bestimmt die Zahl der Mitglieder 
der Organe; für die Vertreterversammlung beträgt 
sie höchstens sechzig. 


(9) Die Amtsdauer der Mitglieder der Organe, 
der Versichertenältesten und der Vertrauensmän- 
ner beträgt vier Jahre und endet ohne Rücksicht 
auf den Zeitpunkt der Durchführung der Wahl je- 
weils mit dem Schluß des vierten Kalenderjahres. 
Die Gewählten bleiben nach Ablauf dieser Zeit im 
Amte, bis ihre Nachfolger eintreten. Wiederwahl 
ist zulässig; sie kann jedoch für die nächste Amts- 
dauer von dem Betreffenden abgelehnt werden. 

(10) Die Organe geben sich eine Geschäftsord- 
nung. Die Geschäftsordnung des Vorstandes be- 
darf der Zustimmung der Vertreterversammlung. 

(11) Tritt bei einer Abstimmung Stimmengleich- 
heit ein, so wird die Abstimmung nach erneuter 
Beratung wiederholt; kommt auch hierbei eine 
Mehrheit nicht zustande, so gilt der Antrag als ab- 
gelehnt. 

(12) Die Organe können die Erledigung einzelner 
Aufgaben Ausschüssen übertragen. 

§ 3 

Ehrenämter 

(1) Das Amt der Mitglieder der Organe sowie 
der Versichertenältesten und Vertrauensmänner ist 
ein Ehrenamt. 

(2) Der Versicherungsträger erstattet den Mit- 
gliedern der Organe sowie den Versichertenältesten 
und den Vertrauensmännern ihre baren Auslagen. 
Er gewährt den Vertretern der Versicherten in den 



ältesten Ersatz für den entgangenen Arbeitsverdienst 
oder einen Pauschalbetrag für Zeitverlust. Ein sol- 
cher Pauschalbetrag kann auch den Vertretern der 
Arbeitgeber zugebilligt werden. Das Nähere be- 
stimmt die Satzung. 


(3) Die Vertreter der Versicherten in den Organen 
haben ihren Arbeitgebern, bei denen sie tätig sind, 
die Einberufung zu einer Sitzung anzuzeigen. Die 
Arbeitgeber und ihre Vertreter dürfen Versicherte 
weder in der Übernahme oder Ausübung eines Ehren- 
amtes beschränken noch wegen der Übernahme oder 
Ausübung des Amtes benachteiligen. 

§ 5 

Wahl der Mitglieder der Organe 

(1) Die Vertreter der Versicherten in der Vertre- 
terversammlung und die Versichertenältesten wer- 
den von den Versicherten, und die Vertreter der 
Arbeitgeber in der Vertreterversammlung werden 
von den Arbeitgebern je aus ihrer Mitte in geheimer 
Urwahl gewählt, und zwar aufgrund von Vor- 
schlägen der Spitzen-Organisationen der Gewerk- 
schaften und der Vereinigungen von Arbeitgebern. 
Außer ihnen können auch andere Gruppen von Ver- 
sicherten und Arbeitgebern Vorschläge machen. Die 
Satzung eines Versicherungsträgers kann für diese 
Vorschläge bestimmen, daß eine Mindestzahl von 
Unterschriften der Wahlberechtigten erforderlich ist, 
wenn dies wegen der besonderen Verhältnisse des 
Versicherungsträgers angemessen erscheint; die 
Satzung darf jedoch keine Mindestzahl bestimmen, 
welche es in unbilliger Weise erschwert, solche Vor- 
schläge zu machen. 


tenältesten Ersatz für entgangenen Arbeitsverdienst 
oder einen Pauschbetrag für Zeitverlust. Ein sol- 
cher Pauschbetrag kann auch den Vertretern der 
Arbeitgeber zugebilligt werden. Das Nähere be- 
stimmt die Satzung. 


(3) Die Vertreter der Versicherten in den Orga- 
nen haben ihren Arbeitgebern, bei denen sie tätig 
sind, die Einberufung zu einer Sitzung der Organe 
anzuzeigen. Die Arbeitgeber und ihre Vertreter 
dürfen Versicherte weder in der Übernahme oder 
Ausübung eines Ehrenamtes beschränken noch we- 
gen der Übernahme oder Ausübung des Amtes be- 
nachteiligen. 


§4 


Wahl der Mitglieder der Organe 


(1) Die Vertreter der Versicherten für die Ver- 
treterversammlung und die Versichertenältesten wer- 
den von den Versicherten, und die Vertreter der 
Arbeitgeber in der Vertreterversammlung werden 
von den Arbeitgebern aus ihrer Mitte in geheimer 
Urwahl gewählt und zwar auf Grund von Vor- 
schlägen der Spitzenorganisationen der Gewerk- 
schaften und der Vereinigungen von Arbeit- 
gebern. Außer ihnen können auch andere Grup- 
pen von Versicherten und Arbeitgebern Vor- 
schläge machen, wenn sie bei einem Versicherungs- 
träger 

mit nicht mehr als eintausend Versicherten 
die Unterschriften von mindestens dreißig 
Wahlberechtigten, 

mit mehr als eintausend, aber nicht mehr als 
zehntausend Versicherten die Unterschriften 
von mindestens einhundert Wahlberechtigten, 
mit mehr als zehntausend Versicherten die 
Unterschriften von mindestens einhundert- 
undfünfzig Wahlberechtigten 
tragen. Die Satzung eines Versicherungsträgers 
kann für diese Vorschläge bestimmen, daß eine 
andere Mindestzahl von Unterschriften der Wahl- 


Organen und den Versichertenältesten Ersatz für 
entgangenen Arbeitsverdienst oder einen Pausch- 
betrag für Zeitverlust. Ein solcher Pauschbetrag 
kann auch den Vertretern der Arbeitgeber und den 
Vertrauensmännern zugebilligt werden. Das Nä- 
here beschließt die Vertreterversammlung auf Vor- 
schlag des Vorstandes. 

(3) Die Arbeitgeber und ihre Vertreter dürfen 
Versicherte weder in der Übernahme oder Aus- 
übung eines Ehrenamtes beschränken noch wegen 
der Übernahme oder Ausübung des Amtes be- 
nachteiligen. Die Vertreter der Versicherten haben 
ihren Arbeitgebern, bei denen sie tätig sind, die 
Einberufung zu einer Sitzung anzuzeigen. 

§ 4 

Wahl der Mitglieder der Organe 

(1) Die Vertreter der Versicherten in der Ver- 
treterversammlung sowie die Versichertenältesten 
werden von den Versicherten und die Vertreter 
der Arbeitgeber in der Vertreterversammlung sowie 
die Vertrauensmänner von den Arbeitgebern in ge- 
heimer Urwahl gewählt. Die Wahl erfolgt auf 
Grund von Vorschlägen der Gewerkschaften und 
der Vereinigungen von Arbeitgebern. Außer ihnen 
können auch andere Gruppen von Versicherten 
Vorschläge machen, wenn sie bei einem Versiche- 
rungsträger 

mit nicht mehr als eintausend Versicherten die 
Unterschriften von mindestens dreißig Wahl- 
berechtigten, mit mehr als eintausend, aber 
nicht mehr als zehntausend Versicherten die 
Unterschriften von mindestens einhundert 
Wahlberechtigten, mit mehr als zehntausend 
Versicherten die Unterschriften von minde- 
stens einhundertfünfzig Wahlberechtigten 
tragen. Dies gilt auch für die Arbeitgeber; für die 
erforderliche Mindestzahl der Unterschriften gilt 
Absatz 8 entsprechend. 
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(2) In der knappschaftlichen Versicherung werden 
abweichend von Absatz 1 Satz 1 die Vertreter der 
Versicherten in die Vertreter Versammlung von den 
Versichertenältesten (§ 1 Absatz 4) gewählt. 

(3) Wahlberechtigt sind Versicherte und Arbeit- 
geber, die das 18. Lebensjahr vollendet haben. 


(4) Die Mitglieder des Vorstandes werden von 
der Vertreterversammlung gewählt, und zwar die 
Vertreter der Versicherten und der Arbeitgeber je für 
sich getrennt. 

(5) Wird aus einer Gruppe nur ein Vorschlag 
eingereicht, so gilt dieser als gewählt. 

(6) Mitglieder der Vertreterversammlung und ihre 
Stellvertreter können nicht gleichzeitig dem Vor- 
stand angehören. 

(7) In der Satzung kann bestimmt werden, daß 
Arbeitgeber, die mit der Zahlung der Beiträge im 
Rückstand sind, nicht wahlberechtigt und nicht wähl- 
bar sind. 
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berechtigten erforderlich ist, wenn dies wegen der 
besonderen Verhältnisse des Versicherungsträgers 
angemessen erscheint; die Satzung darf jedoch 
keine Mindestzahl bestimmen, welche es in unbil- 
liger Weise erschwert, solche Vorschläge zu ma- 
chen. 

(2) In der knappschaftlichen Versicherung wer- 
den abweichend von Absatz 1 Satz 1 die Vertreter 
der Versicherten in die Vertreterversammlung von 
den Versichertenältesten (§ 1 Absatz 4) gewählt. 

(6) Wahlberechtigt sind Versicherte und Arbeit- 
geber, die das 18. Lebensjahr vollendet haben. 


(3) Die Mitglieder des Vorstandes werden von 
der Vertreterversammlung gewählt, und zwar die 
Vertreter der Versicherten und der Arbeitgeber je 
für sich getrennt. 

(4) Wird aus einer Gruppe nur ein Vorschlag 
eingereicht, so gelten die Vorgeschlagenen als ge- 
wählt. 

(5) Mitglieder der Vertreterversammlung und 
ihre Stellvertreter können nicht gleichzeitig dem 
Vorstand angehören. 


(7) Das Stimmrecht des einzelnen Arbeitgebers 
richtet sich nach der Zahl der am Tage der Aus- 
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(2) In der knappschaftlichen Versicherung wer- 
den abweichend von Absatz 1 Satz 1 die Vertreter 
der Versicherten in die Vertreterversammlung von 
den Versichertenältesten (§ 1 Absatz 5) gewählt. 

(3) Wahlberechtigt sind Versicherte und Arbeit- 
geber, die das achtzehnte Lebensjahr vollendet 
haben. Bei gemeindlichen Unfallversicherungsträ- 
gern gelten als Versicherte die voll oder überwiegend 
bei Gemeinden oder Gemeindeverbänden beschäf- 
tigten Personen; Vertreter anderer Gruppen von 
Versicherten können nach näherer Bestimmung der 
Satzung in beschränkter Zahl gewählt werden. Als 
Arbeitgeber gelten die Gemeinden und Gemeinde- 
verbände; Vertreter anderer Gruppen von Arbeit- 
gebern können nach näherer Bestimmung der 
Satzung in beschränkter Zahl gewählt werden. 

(4) Die Mitglieder des Vorstandes werden von 
der Vertreterversammlung gewählt, und zwar die 
Vertreter der Versicherten und der Arbeitgeber je 
für sich getrennt. 

(5) Wird aus einer Gruppe nur ein Vorschlag ein- 
gereicht, so gelten die Vorgeschlagenen als gewählt. 

(6) Mitglieder der Vertreterversammlung und 
ihre Stellvertreter können nicht gleichzeitig dem 
Vorstand angehören, jedoch ist die Wählbarkeit zu 
mehreren Organen gleicher Art bei dem gleichen 
Versicherungsträger nicht ausgeschlossen. 

(7) Die Satzung kann bestimmen, daß nicht wahl- 
berechtigt und nicht wählbar ist, wer mit der Zah- 
lung der Beiträge im Rückstand ist. 

(8) Das Stimmrecht des einzelnen Arbeitgebers 
richtet sich nach der Zahl der am Tage der Aus- 



§ 6 

Vorsitzender der Organe 

(1) Die Organe wählen aus ihrer Mitte einen Vor- 
sitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden. 


(2) Wird als Vorsitzender ein Vertreter der Ver- 
sicherten gewählt, so ist als Stellvertreter ein Ver- 
treter der Arbeitgeber zu wählen und umgekehrt. 


(3) Scheiden der Vorsitzende eines Organs oder 
sein Stellvertreter aus dem Organ aus, so werden 
der Vorsitzende oder sein Stellvertreter durch Neu- 
wahl ersetzt. 

4) Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des 
Vorsitzenden den Ausschlag. 

(5) Verstoßen Beschlüsse der Organe gegen Ge- 
setz oder Satzung, so hat sie der Vorsitzende des 
Vorstandes durch Beschwerde an die Aufsichts- 
behörde zu beanstanden. Die Beschwerde bewirkt 
Aufschub. 


Schreibung der Wahl in seinem Betrieb beschäftig- 
ten Arbeitnehmer. Für je angefangene fünfzig 
Arbeitnehmer führt er eine Stimme. 


§ 5 


Vorsitzende der Organe 


(1) Die Organe wählen aus ihrer Mitte einen 
Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsit- 
zenden. Die Vorschriften des § 328 Absatz 2 der 
Reichsversicherungsordnung sind auf alle Ver- 
sicherungsträger anzuwenden. 


(2) Wird als Vorsitzender ein Vertreter der 
Versicherten gewählt, so ist als sein Stellvertreter 
ein Vertreter der Arbeitgeber zu wählen und um- 
gekehrt. 


(3) Scheiden der Vorsitzende eines Organes 
oder sein Stellvertreter aus dem Organ aus, so wer- 
den der Vorsitzende oder sein Stellvertreter durch 
Neuwahl ersetzt. 

(4) Tritt bei Abstimmung Stimmengleichheit ein, 
so gibt die Stimme des Vorsitzenden den Aus- 
schlag. 

(5) Verstoßen Beschlüsse der Organe gegen Ge- 
setz oder Satzung, so hat sie der Vorsitzende des 
Vorstandes durch Beschwerde an die Aufsichtsbe- 
hörde zu beanstanden. Die Beschwerde bewirkt 
Aufschub. 


Schreibung der Wahl in seinem Betrieb beschäftig- 
ten Arbeitnehmer. Bei den Gemeindeunfallver- 
sicherungsverbänden kann die Satzung vorsehen, 
daß sich das Stimmrecht der Gemeinden und Ge- 
meindeverbände nach der Einwohnerzahl richtet. 
Das Nähere bestimmt die Satzung. 


§ 5 

Vorsitzende der Organe 

(1) Die Organe wählen aus ihrer Mitte einen Vor- 
sitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzen- 
den. Erhält kein Mitglied eine Mehrheit, so wird die 
Wahl auf einen anderen Tag anberaumt. Kommt 
die Wahl auch in der zweiten Sitzung nicht zu- 
stande, so gelten die Mitglieder, welche die gleich- 
hohe Stimmenzahl erhalten, mit der Maßgabe als 
gewählt, daß sie den Vorsitz unter gegenseitiger 
Stellvertretung abwechselnd je für ein Jahr zu füh- 
ren haben. Über die Reihenfolge entscheidet das 
Los. 

(2) Wird als Vorsitzender ein Vertreter der Ver- 
sicherten gewählt, so ist als sein Stellvertreter ein 
Vertreter der Arbeitgeber zu wählen; wird als Vor- 
sitzender ein Vertreter der Arbeitgeber gewählt, so 
ist als sein Stellvertreter ein Vertreter der Ver- 
sicherten zu wählen. 

(3) Scheiden der Vorsitzende eines Organes oder 
sein Stellvertreter aus, so werden sie durch Neu- 
wahl ersetzt. 


(4) Verstoßen Beschlüsse der Organe gegen Gesetz 
oder Satzung, so hat sie der Vorsitzende des Vor- 
standes durch Beschwerde an die Aufsichts- 
behörde zu beanstanden. Die Beschwerde bewirkt 
Aufschub. 
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§ 7 

Vorstand 

(1) Der Vorstand vertritt den Versicherungs- 
träger gerichtlich und außergerichtlich. Er hat die 
Stellung eines gesetzlichen Vertreters. 

(2) Für Vorstände von Sektionen, Bezirksverwal- 
tungen und Landesgeschäftsstellen von Versiche- 
rungsträgern gilt Absatz 1 nicht. 

(3) Die Satzung kann bestimmen, daß auch ein- 
zelne Vorstandsmitglieder den Versicherungsträger 
vertreten können. 

(4) Die Satzung kann Beschränkungen des Um- 
fanges der Vertretungsmacht, die sich nicht aus ge- 
setzlichen Vorschriften ergeben, festlegen. 


§ 8 

Aufgaben und Befugnisse 
der Vertreterversammlung 

(1) Die Vertreterversammlung tritt an die Stelle 
der früheren Ausschüsse (Genossenschaftsversamm- 
lungen, Hauptversammlungen, Bezirksversamm- 
lungen). 

(2) Die Vertreterversammlung ist zuständig für 
Angelegenheiten, die nicht durch Gesetz oder Sat- 
zung dem Vorstand zustehen. 

(3) Der Vertreterversammlung bleibt Vorbe- 
halten: 

a) die Satzung zu beschließen und zu ändern, 
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§6 

Vorstand 

(1) Der Vorstand vertritt den Versicherungs- 
träger gerichtlich und außergerichtlich. Er hat die 
Stellung eines gesetzlichen Vertreters. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für die Vorstände von 
Sektionen, Bezirksverwaltungen und Landesge- 
schäftsstellen von Versicherungsträgern. 

(3) Die Satzung kann bestimmen, daß auch ein- 
zelne Vorstandsmitglieder den Versicherungsträ- 
ger vertreten können. 

(4) Die Satzung kann mit Wirkung gegen Dritte 
Beschränkungen des Umfanges der Vertretungs- 
macht, die sich nicht aus gesetzlichen Vorschriften 
ergeben, festlegen. 

(5) Berufsgenossenschaften, die innerhalb des 
Bundesgebietes weder ihren Sitz noch eine Zweig- 
stelle ihrer Hauptverwaltung errichtet haben, wer- 
den durch den Vorstand einer ihrer Bezirksver- 
waltungen oder Sektionen, die ihren Sitz im Bun- 
desgebiet haben, gerichtlich und außergerichtlich 
vertreten. Entsprechendes gilt in diesen Fällen für 
die sonstigen Aufgaben und Befugnisse der Vertre- 
terversammluhg und des Vorstandes. 


Beschlüsse des 2 1. Ausschusses 

§ 6 

Vorstand 

(1) Der Vorstand vertritt unbeschadet des § 8 
Absatz 3 den Versicherungsträger gerichtlich und 
außergerichtlich. Er hat die Stellung eines gesetz- 
lichen Vertreters. 

(2) Für Vorstände von Sektionen, Bezirksverwal- 
tungen und Landesgeschäftsstellen von Versiche- 
rungsträgern gilt Absatz 1 nicht. 

(3) Die Satzung kann bestimmen, daß auch ein- 
zelne Vorstandsmitglieder den Versicherungsträger 
vertreten können. . 

(4) Die Satzung kann mit Wirkung gegen Dritte 
Beschränkungen des Umfanges der Vertretungs- 
macht, die sich nicht aus gesetzlichen Vorschriften 
ergeben, festlegen. 



b) den Voranschlag festzusetzen, 

c) die Jahresrechnung abzunehmen, 

d) die Krankenordnung zu erlassen, 

e) den Versicherungsträger gegenüber dem 
Vorstand zu vertreten, 

f) Vereinbarungen und Verträge mit an- 
deren Versicherungsträgern abzuschließen, 

g) den Versicherungsträger aufzulösen oder 
mit anderen Versicherungsträgern zu ver- 
einigen. 

(4) Die Vertreterversammlung bestimmt gemein- 
sam mit dem Vorstand die Grundsätze für die An- 
legung des Vermögens. 

(5) Der Zustimmung der Vertreterversammlung 
bedürfen: 

a) der Abschluß von Gesamtvereinbarungen 
mit den Gewerkschaften zur Regelung der 
Anstellungsverhälmisse, 

b) die vom Vorstand auf gestellte oder ge- 
änderte Dienstordnung und der Stellen- 
plan, 

c) Vorstandsbeschlüsse über die Errichtung 
von Krankenhäusern, Genesungsheimen, 
Heil- und Pflegeanstalten. 

(6) Die Vertreterversammlung kann Ausschüsse 
bilden, denen sie bestimmte Aufgaben im Rahmen 
ihrer Befugnisse übertragen kann. 


§ 9 

Satzung 

(1) Jeder Versicherungsträger hat eine Satzung. 

(2) Die Satzung muß bestimmen über 

a) Namen, Sitz und Bezirk des Versiche- 
rungsträgers, 

b) Zusammensetzung, Sitzungen, Aufgaben 
und Befugnisse der Vertreterversamm- 
lung, 

c) Zusammensetzung, Rechte und Pflichten 
des Vorstandes, 
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d) Vertretung des Versicherungsträgers 
gegenüber dem Vorstand, 

e) Art der Beschlußfassung und gemeinsame 
Vertretung der Organe nach außen, 

f) Aufstellung des Voranschlags, 

g) Aufstellung und Abnahme der Jahres- 
rechnung, 

h) Entschädigung für die Mitglieder der Or- 
gane (§ 4 Absatz 2), 

i) Art der Bekanntmachungen, 

k) Änderung der Satzung. 

(3) Die Satzung für die Träger der Krankenver- 
sicherung muß noch bestimmen über 

a) Höhe der Beiträge und Art ihrer Zahlung, 

b) Art und Umfang der Leistungen, 

c) Bezeichnung der Meldestellen, 

d) Kreis der Mitglieder. 

(4) Die Satzung für die Träger der Unfallver- 
sicherung muß noch bestimmen über 

a) Verfahren der Organe bei der Einschät- 
zung der Betriebe' in die Klassen des Ge- 
fahrentarifes, 

b) Verfahren bei Betriebsänderungen und 
bei Wechsel der Person des Unter- 
nehmers, 

c) Folgen von Betriebseinstellungen oder des 
Wechsels der Person des Unternehmers, 
insbesondere Sicherstellung seiner Bei- 
träge für den Fall der Betriebseinstellung, 

d) Verfahren bei Anmeldung und Ausschei- 
den versicherter Unternehmer, Lotsen 
und anderer Versicherter sowie Höhe und 
Ermittlung des J ahresarbeitsverdienstes 
der Unternehmer, Lotsen und' anderer 
Versicherter, 

e) den Erlaß von Vorschriften zur Unfall- 
verhütung und Überwachung der Be- 
triebe. 



(5) Die Satzung darf nicht bestimmen, was ge- 
setzlichen Vorschriften zuwiderläuft oder nicht im 
Zwecke des Versicherungsträgers liegt. 

(6) Jedes Mitglied erhält unentgeltlich einen Aus- 
zug aus der Satzung, der insbesondere die Bestim- 
mungen über Mitgliedschaft, Beiträge und Leistun- 
gen enthält; ebenso erhält jedes Mitglied in der 
Krankenversicherung auch die Krankenordnung. 
Die Mitglieder und Arbeitgeber sind berechtigt, die 
vollständige Satzung in den Geschäftsräumen der 
Kassen während der üblichen Geschäftsstunden ein- 
zusehen. 


§ 10 

Verbände und Arbeitsgemein- 
schaften der Versicherungsträger 

(1) /die Versicherungsträger sind berechtigt, sich 
durch Beschluß ihrer Vertreterversammlung zu 
einem Verband (Arbeitsgemeinschaft) zu vereinigen. 

(2) Auf die Verbände (Arbeitsgemeinschaften) 
finden die Vorschriften dieses Gesetzes sinngemäß 
Anwendung. Die Mitglieder der Vertreterver- 
sammlung eines Verbandes (Arbeitsgemeinschaft) 
werden von den Vertretenes ammlungen der be- 
teiligten Versicherungsträger gewählt. Die Wahl 
wird von den Vertretern der Versicherten und der 
Arbeitgeber getrennt durchgeführt. Das Nähere 
bestimmt die Satzung. 


§ 11 


§7 


Haftung und Strafe 

(1) Die Mitglieder der Organe haften dem Ver- 
sicherungsträger für getreue Geschäftsführung wie 
Vormünder ihren Mündeln. Der Versicherungs- 
träger kann auf Ansprüche aus der Haftung nur mit 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde verzichten. 

(2) Bei Beratungen über Gegenstände, welche das 
Privatinteresse eines Mitgliedes oder seiner Ange- 


Haftung, Strafe, 

Ent nebung vom Ehrenamt 

(1) Die Mitglieder der Organe haften dem Ver- 
sicherungsträger für getreue Geschäftsführung wie 
Vormünder ihren Mündeln. Der Versicherungs- 
träger kann auf Ansprüche aus der Haftung nur 
mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde verzichten. 

(2) Ein Mitglied eines Organs, das vorsätzlich 
zum Nachteil des Versicherungsträgers handelt, 


§ 7 

Haftung, Strafe, 
Enthebung vom Ehrenamt 

(1) Die Mitglieder der Organe haften dem Ver- 
sicherungsträger für getreue Geschäftsführung wie 
Vprmünder ihren Mündeln. Der Versicherungs- 
träger kann auf Ansprüche aus der Haftung nur 
mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde verzichten. 

(2) Ein Mitglied eines Organs, das vorsätzlich 
zum Nachteil des Versicherungsträgers handelt* 
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hörigen berühren, muß sich das Mitglied während 
der Beratungen aus dem Sitzungszimmer entfernen 
und sich der Teilnahme an der Abstimmung ent- 
halten. 


(3) Werden von einem Gewählten Tatsachen be- 
kannt, die seine Wählbarkeit oder seine Ver- 
trauenswürdigkeit für die Geschäftsführung aus- 
schließen, so hat ihn der Vorstand seines Amtes 
durch Beschluß zu entheben. Vor der Beschluß- 
fassung ist ihm Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 
Gegen den Beschluß ist die Beschwerde an die Auf- 
sichtsbehörde zulässig. Sie hat keine aufschiebende 
Wirkung. 


§ 12 

Geschäftsführer 

(1) Der Geschäftsführer und, soweit ein solcher 
erforderlich ist, auch sein Stellvertreter werden vom 
Vorstand gewählt. 
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wird mit Gefängnis bestraft. Daneben kann auf 
Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt 
werden. Hat das Mitglied die Handlung begangen, 
um sich oder einem anderen einen Vermögensvor- 
teil zu verschaffen, so kann neben der Gefängnis- 
strafe auf Geldstrafe erkannt werden. 

(3) Bei Beratungen über Gegenstände, welche 
das Privatinteresse eines Mitgliedes oder seiner An- 
gehörigen berühren, muß sich das Mitglied wäh- 
rend der Beratungen aus dem Sitzungszimmer ent- 
fernen und sich der Teilnahme an der Abstimmung 
enthalten. 

(4) Werden von einem Gewählten Tatsachen be- 
kannt, die seine Wählbarkeit oder seine Vertrau- 
enswürdigkeit für die Geschäftsführung ausschlie- 
ßen, so hat ihn der Vorstand seines Amtes durch 
Beschluß zu entheben. Vor der Beschlußfassung 
ist ihm Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Gegen 
den Beschluß ist die Beschwerde an die Aufsichts- 
behörde zulässig. 


§ 8 


Geschäftsführer 


(1) Der Geschäftsführer und, soweit ein solcher 
erforderlich ist, auch sein Stellvertreter, werden 
vom Vorstand gewählt. In den Rentenversiche- 
rungen der Arbeiter und der Angestellten bedarf 
der gewählte Geschäftsführer der Bestätigung 
durch die Aufsichtsbehörde des Versicherungsträ- 
gers. 


wird mit Gefängnis bestraft. Daneben kann auf 
Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt wer- 
den. Hat das Mitglied die Handlung begangen, um 
sich oder einem anderen einen Vermögensvorteil 
zu verschaffen, so kann neben der Gefängnisstrafe 
auf Geldstrafe erkannt werden. 

(3) Bei Beratungen über Gegenstände, die das 
Privatinteresse eines Mitglieds oder seiner Ange- 
hörigen berühren, muß sich das Mitglied während 
der Beratungen aus dem Sitzungszimmer entfernen 
und sich der Teilnahme an der Abstimmung ent- 
halten. 

(4) Werden von einem Gewählten Tatsachen 
bekannt, die seine Wählbarkeit oder seine Ver- 
trauenswürdigkeit für die Geschäftsführung aus- 
schließen, so hat ihn der Vorstand seines Amtes 
durch Beschluß zu entheben. Vor der Beschluß- 
fassung ist dem Betroffenen Gelegenheit zur Äuße- 
rung zu geben. Gegen den Beschluß ist die Be- 
schwerde an die Aufsichtsbehörde zulässig; sie hat 
keine aufschiebende Wirkung. 

(5) Für die Geschäftsführer und deren Stellver- 
treter gelten die vorstehenden Bestimmungen ent- 
sprechend. 

§ 8 

Geschäftsführung 

(1) Für die Geschäftsführung in den einzelnen 
Zweigen der Sozialversicherung gelten folgende 
Vorschriften: 

a) In der Krankenversicherung werden der 
Geschäftsführer und, soweit ein solcher 
erforderlich, dessen Stellvertreter vom 
Vorstand gewählt. Für die Betriebskran- 
kenkassen bleiben die Vorschriften des 
§ 362 der Reichsversicherungsordnung 
unberührt; die Bestellung des Geschäfts- 
führers bedarf jedoch der Zustimmung des 
Vorstandes. 

b) In der Unfallversicherung werden der Ge- 
schäftsführer und, soweit ein solcher er- 



forderlich, dessen Stellvertreter vom Vor- 
stand gewählt. In der landwirtschaft- 
lichen Unfallversicherung bedarf der ge- 
wählte Geschäftsführer der Bestätigung 
der obersten Verwaltungsbehörde des 
Landes. 

c) Bei jedem Träger der Rentenversicherung 
der Arbeiter wählt die Vertreterver- 
s;ammlung auf Vorschlag des Vorstandes 
eine aus drei Personen bestehende Ge- 
schäftsführung; die Satzung kann diese 
Zahl auf fünf festsetzen. Der Vorstand 
wählt den Vorsitzenden der Geschäfts- 
führung. Der Vorsitzende sowie die übri- 
gen Mitglieder der Geschäftsführung bedür- 
fen der Bestätigung durch die Landesregie- 
rung; dies gilt entsprechend für die See- 
kasse. Bei der Aufstellung des Haushaltes, 
des Stellenplanes und in Fragen der Ver- 
mögenslage hat die Geschäftsführung als 
solche eine beschließende Stimme. Die 
Mitglieder der Geschäftsführung vertre- 
ten sich im Behinderungsfalle gegenseitig. 
Für ihr Dienstverhältnis gilt der § 1343 
Satz 2 der Reichsversicherungsordnung 
entsprechend. 

d) Bei den Versicherungsträgern und Aus- 
führungsbehörden des Bundes, der Län- 
der, der Gemeinden oder Gemeindever- 
bände sowie der Städte mit Eigenunfall- 
versicherung und bei der Bundesbahn- 
Versicherungsanstalt bestimmt die zu- 
ständige oberste Verwaltungsbehörde das 
Nähere über die Geschäftsführung. 

e) Bei den Trägern der knappschaftlichen 
Versicherung werden der Geschäftsführer 
und, soweit ein solcher erforderlich, des- 
sen Stellvertreter vom Vorstand gewählt. 
Die Satzung kann vorsehen, daß eine Ge- 
schäftsführung (§ 8 Absatz 1 Buchst, c) 
gebildet wird; § 8 Absatz 1 Buchst, c 
Sätze 1, 2, 4 und 5 gelten entsprechend. 
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(2) Der Geschäftsführer wird vom Vorsitzenden 
des Vorstandes hauptamtlich mit der Führung der 
laufenden Verwaltungsgeschäfte betraut. 

(3) Der Geschäftsführer und im Behinderungsfall 
sein Vertreter sind berechtigt und verpflichtet, an 
den Sitzungen der Organe mit beratender Stimme 
teilzunehmen. Der Geschäftsführer kann seinen 
Stellvertreter und sonstige Mitarbeiter des Ver- 
sicherungsträgers zu den Beratungen der Organe 
hinzuziehen, wenn das Organ selbst nichts Gegen- 
teiliges beschließt. 


Vorlage der Bundesregierung 

(2) Der Geschäftsführer wird vom Vorsitzenden 
des Vorstandes hauptamtlich mit der Führung der 
laufenden Verwaltungsgeschäfte betraut. 

(3) Der Geschäftsführer und im Behinderungs- 
fall sein Stellvertreter sind berechtigt und ver- 
pflichtet, an den Sitzungen der Organe mit bera- 
tender Stimme teilzunehmen. Der Geschäftsfüh- 
rer kann seinen Stellvertreter und sonstige Mitar- 
beiter des Versicherungsträgers zu den Beratungen 
der Organe hinzuziehen, wenn das Organ selbst 
nichts Gegenteiliges beschließt. 


(4) Für die Betriebskrankenkassen bleiben die 
Vorschriften des § 362 der Reichsversicherungs- 
ordnung unberührt; die Bestellung des Geschäfts- 
führers bedarf jedoch der Zustimmung des Vor- 
standes. 


§ 9 

Beisitzer bei den 
Versicherungsbehörden 

(1) Die Beisitzer bei den Versicherungsämtern 
werden von den Mitgliedern der Vertreterver- 
sammlungen der Krankenkassen und der Ersatzkas- 
sen gewählt. 

(2) Die Beisitzer bei den Oberversicherungsäm- 
tern und dem Landesversicherungsamte werden 
von den Mitgliedern der Vertreterversammlungen 
der Träger der Unfallversicherung und der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter und Angestellten 
gewählt. 

(3) In den Ländern, in denen ein Landesversiche- 
rungsamt besteht, werden die Beisitzer im Knapp- 
schaftssenat dieses Amtes von den Mitgliedern der 
Vertreterversammlung der beteiligten Knapp- 
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(2) Der Geschäftsführer — und im Behinderungs- 
fall sein Stellvertreter — sowie die Mitglieder der 
Geschäftsführung gehören dem Vorstand mit be- 
ratender Stimme an. 

(3) Dem Geschäftsführer (der Geschäftsführung) 
obliegt hauptamtlich die Führung der laufenden 
Verwaltungsgeschäfte; insoweit vertritt er (die Ge- 
schäftsführung) den Versicherungsträger gericht- 
lich und außergerichtlich. Beschränkungen der lau- 
fenden Geschäftsführung sowie der gerichtlichen 
und außergerichtlichen Vertretung durch den Vor- 
stand sind Dritten gegenüber nur wirksam, wenn 
sie sich aus der Satzung ergeben. 

(4) Die Satzung eines bundesunmittelbaren Ver- 
sicherungsträgers kann bestimmen, daß eine Ge- 
schäftsführung (§ 8 Absatz 1 Buchst, c) gebildet 
wird; § 8 Absatz 1 Buchst, c Sätze 1, 2, 4 und 5 
gelten entsprechend. 

(5) Für die Geschäftsführer (Mitglieder der Ge- 
schäftsführung) gelten die dienstrechtlichen Vor- 
schriften der Reichsversicherungsgesetze, soweit 
dieses Gesetz nichts Abweichendes vorschreibt. 

§ 9 . 

Beisitzer bei den 
Versicherungsbehörden 

(1) Die Beisitzer bei den Versicherungsämtern 
werden von den Mitgliedern der Vertreterver- 
sammlungen der Krankenkassen und der Ersatz- 
kassen gewählt. 

(2) Die Beisitzer bei den Oberversicherungs- 
ämtern und bei Landesversicherungsämtern wer- 
den von den Mitgliedern der Vertreterversamm- 
lungen der Träger der Unfallversicherung und der 
Rentenversicherung der Arbeiter und der Ange- 
stellten gewählt. 

(3) In den Ländern, in denen ein Landesversiche- 
rungsamt besteht, werden die Beisitzer im Knapp- 
schaftssenat dieses Amtes von den Mitgliedern der 
Vertreterversammlung der beteiligten Knapp- 



schäften und der Sektionen der Bergbauberufsge- 
nossenschaft gewählt. Die oberste Verwaltungsbe- 
hörde des Landes, in dem die Knappschaft ihren 
Sitz hat, bestimmt das Nähere. 


schäften und der Sektionen der Bergbauberufs- 
genossenschaft gewählt. Die oberste Verwaltungs- 
behörde des Landes, in dem die Knappschaft ihren 
Sitz hat, bestimmt das Nähere. 

(4) Für die Amtsdauer der Beisitzer gilt § 2 Ab- 
satz 9 entsprechend. 


§ 13 

Prüfung 

(1) Die Versicherungsträger haben sich jährlich 
einer Prüfung ihrer Geschäfts-, Rechnungs- und 
Betriebsführung durch eine als geeignet anerkannte 
unabhängige Prüfungsstelle zu unterziehen. Außer- 
ordentliche Prüfungen sind auf Anordnung der 
Aufsichtsbehörde durchzuführen. 

(2) Die Prüfungsstellen haben über das Ergebnis 
der Prüfung einen schriftlichen Bericht nach den 
von der Aufsichtsbehörde festgesetzten Richtlinien 
zu erstatten. Der Prüfungsbericht ist auch der Auf- 
sichtsbehörde vorzulegen. Die Rosten der Prüfun- 
gen gehen zu Lasten der Versicherungsträger. 

(3) Das Nähere über die Anerkennung geeig- 
neter Prüfungsstellen bestimmen für Versiche- 
rungsträger, die sich nicht über den Bereich eines 
Landes hinaus erstrecken, die Obersten Landes- 
behörden, für die übrigen Versicherungsträger der 
Bundesarbeitsminister. 

(4) Bei der Festsetzung der Richtlinien nach Ab- 
satz 2 und bei der Anerkennung geeigneter Prü- 
fungsstellen nach Absatz 3 wirken die Verbände 
der Versicherungsträger mit. 

§ 14 

Aufsicht 

(1) Die Aufsicht über die Versicherungsträger er- 
streckt sich darauf, daß' sie Gesetz und Satzung be- 
achten. Die Aufsicht darf sich nicht auf Fragen der 
Zweckmäßigkeit erstrecken. 

(2) Die obersten Verwaltungsbehörden der Län- 
der führen die Aufsicht über die Versicherungs- 


§ io 

Prüfung 

(1) Die Versicherungsträger haben sich jährlich 
einer Prüfung ihrer Geschäfts-, Rechnungs- und 
Betriebsführung durch eine als geeignet anerkannte, 
unabhängige Prüfungsstelle zu unterziehen. Außer- 
ordentliche Prüfungen sind auf Anordnung der 
Aufsichtsbehörde durchzuführen. Die Prüfungs- 
stellen haben über das Ergebnis der Prüfung einen 
schriftlichen Bericht nach den von der Aufsichts- 
behörde festgesetzten Richtlinien zu erstatten. Der 
Prüfungsbericht ist auch der Aufsichtsbehörde vor- 
zulegen. Die Kosten der Prüfungen gehen zu Lasten 
der Versicherungsträger. 

(2) Das Nähere über die Anerkennung geeigneter 
Prüfungsstellen bestimmen für Versicherungsträ- 
ger, die sich nicht über den Bereich eines Landes 
hinaus erstrecken, die obersten Verwaltungsbehör- 
den der Länder, für die übrigen Versicherungsträ- 
ger der Bundesminister für Arbeit. 

(3) Bei der Festsetzung der Richtlinien nach 
Absatz 1 und bei der Anerkennung geeigneter Prü- 
fungsstellen nach Absatz 2 wirken die Verbände 
der Versicherungsträger mit. 

§ 11 

Aufsicht 

(1) Die Aufsicht über die Versicherungsträger er- 
streckt sich darauf, daß sie Gesetz und Satzung so 
beobachten, wie es der Zweck der Versicherung er- 
fordert. Die Aufsicht darf sich nicht auf Fragen 
der Zweckmäßigkeit erstrecken. Die Vorschriften der 
§§ 30 bis 34 der Reichsversidierungsordnung gelten 
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träger, in deren Bereich der Versicherungs träger 
seinen Sitz hat. Die Aufsicht erstreckt sich auf den 
Gesamtbereich des Versicherungsträgers einschließ- 
lich aller Sektionen, Bezirksverwaltungen und Lan- 
desgeschäftsstellen sowie der Anstalten und Ein- 
richtungen des Versicherungsträgers, auch wenn sie 
außerhalb des Landes, für das die Aufsichtsbehörde 
errichtet ist, ihren Sitz haben. Als Versicherungs- 
träger im Sinne der vorstehenden Vorschriften gel- 
ten auch die Knappschaften. 

(3) Die Oberste Landesbehörde kann die Aufsicht 
teilweise oder ganz auch anderen Versicherungs- 
behörden übertragen. 


(4) Die Organe des Versicherungsträgers und 
seine Angestellten müssen der Aufsichtsbehörde 
und ihren Beauftragten auf Verlangen alle Bücher, 
Rechnungen, Belege, Unterlagen sowie die von 
ihnen verwalteten Urkunden, Wertpapiere und Be- 
stände vorlegen und alles mitteilen, was zur Aus- 
übung des 'Aufsichtsrechtes gefordert wird. Die 
Aufsichtsbehörde soll bei der Durchführung ihrer 
Maßnahmen Vertreter der Organe des Versiche- 
rungsträgers zuziehen. 


für die Versicherungs träger in allen Zweigen der So- 
zialversicherung. 


(2) Solange und soweit ein Organ oder dessen Vor- 
sitzender sich weigern, die ihnen obliegenden Ge- 
schäfte auszuführen, nimmt sie die Aufsichtsbehörde 
selbst oder durch Beauftragte auf Kosten des Ver- 
sicherungsträgers wahr. 


(5) Die Aufsichtsbehörde kann verlangen, daß die 
Organe des Versicherungsträgers zu Sitzungen ein- 
berufen werden; wird dem nicht entsprochen, so 
kann sie Sitzungen selbst einberufen und die Ver- 
handlungen leiten. 

(6) Solange und soweit ein Organ oder dessen 
Vorsitzender sich weigern, die ihnen obliegenden 
Geschäfte auszuführen, nimmt sie die Aufsichts- 
behörde selbst oder durch Beauftragte auf Kosten 
des Versicherungsträgers wahr. 

(7) Die Aufsichtsbehörde entscheidet, unbe- 
schadet der Rechte Dritter und soweit das Gesetz 
nichts anderes vorschreibt, bei Streit über Rechte 
und Pflichten der Organe und ihrer Mitglieder über 
die Auslegung der Satzung. 



§ 15 

Ausführungsbestimmungen 

(1) Der Bundesarbeitsminister erläßt im Beneh- 
men mit den Obersten Landesbehörden, den 
Spitzenorganisationen der Gewerkschaften, den 
Vereinigungen der Arbeitgeber und den Verbänden 
(Arbeitsgemeinschaften) der V ersicherungsträger 
die Ausführungsbestimmungen zu diesem Gesetz, 
insbesondere eine Wahlordnung. 

(2) Für die erstmalige Bildung der Organe wird 
die Zahl ihrer Mitglieder von der Obersten Landes- 
behörde oder der von ihr bestimmten Behörde im 
Benehmen mit den Spitzenorganisationen der Ge- 
werkschaften, den Vereinigungen der Arbeitgeber 
und den Verbänden (Arbeitsgemeinschaften) der 
Versicherungsträger bestimmt. 


§ 12 


Vorstand und Vertreterversamm- 
lung für die Rentenversicherung 
der Angestellten 

Bei den Landesversicherungsanstalten wird eine 
Vertreterversammlung für die Rentenversicherung 
der Angestellten gebildet, und zwar je zur Hälfte 
aus Vertretern der versicherten Angestellten und 
ihrer Arbeitgeber. Darüber hinaus müssen dem Vor- 
stand des Trägers der Rentenversicherung der Ar- 
beiter im entsprechenden Verhältnis der zu be- 
treuenden Angestellten Vertreter der Angestellten 
und ihrer Arbeitgeber angehören. 


§ 13 

Wahlbeauftragte, Wahl- 
ordnung, Streit 

(1) Für die Durchführung der sozialen Wahlen be- 
stellt der Bundesminister für Arbeit einen Bundes- 
wahlbeauftragten. Er ist zuständig für die allge- 
meinen Aufgaben sowie für die Durchführung der 
Wahlen zu den Organen derjenigen Versicherungs- 
träger, deren Bereich sich über mehr als ein Land 
erstreckt. Die obersten Verwaltungsbehörden der 
Länder bestellen Landeswahlbeauftragte. Ihnen ob- 
liegt die Durchführung der Wahlen zu den Orga- 
nen der Versicherungsträger ihres Landes. Die aus 
der Geschäftsführung der Wahlbeauftragten ent- 
stehenden Kosten tragen die Versicherungsträger. 
Der Bundesminister für Arbeit bestimmt Näheres 
für den Bundeswahlbeauftragten, die obersten Ver- 
waltungsbehörden der Länder für die Landes- 
wahlbeauftragten. 


§ 10 

Vorstand und Vertreterversamm- 
lung für die Rentenversicherung 
der Angestellten 

(1) Für die Rentenversicherung der Angestellten 
werden eine Vertreterversammlung und ein Vor- 
stand gewählt und zwar je zur Hälfte aus Vertretern 
der versicherten Angestellten und ihrer Arbeit- 
geber. 

(2) Für die Organe und die Geschäftsführung der 
Rentenversicherung der Angestellten gelten di? 
Vorschriften dieses Gesetzes entsprechend. 

(3) Die Landesversicherungsanstalten als Treu- 
händer der Angestelltenversicherung tragen die den 
Organen und der Geschäftsführung entstehenden 
Kosten aus den Einnahmen der Angestellten- 
versicherung anteilig. Die den Landesversicherungs- 
anstalten durch die treuhänderische Verwaltung der 
Angestelltenversicherung entstehenden Kosten 
werden aus den Einnahmen der Angestellten- 
versicherung vergütet. 

§ 11 

Wahlen 

(1) Für die Durchführung der Wahlen bestellt 
der Bundesminister für Arbeit einen Bundeswahl- 
beauftragten und dessen Stellvertreter. Er ist zu- 
ständig für die allgemeinen Aufgaben sowie für die 
Durchführung der Wahlen zu den Organen der- 
jenigen Versicherungsträger, deren Bereich sich über 
mehr als ein Land erstreckt. Die obersten Verwal- 
tungsbehörden der Länder bestellen Landeswahl- 
beauftragte. Ihnen obliegt die Durchführung der 
Wahlen zu den Organen der Versicherungsträger 
ihres Landes. Der Bundesminister für Arbeit be- 
stimmt Näheres für den Bundeswahlbeauftragten, 
die obersten Verwaltungsbehörden der Länder für 
die Landeswahlbeauftragten. 



Vorlage der Fraktion der SPD 


(3) Soweit dieses Gesetz nichts anderes vor- 
schreibt, gelten für die Organe und ihre Mitglieder, 
deren Aufgaben und Befugnisse die Vorschriften 
des Sozialversicherungsrechtes nach dem Stande 
vom 30. Januar 1933 entsprechend. 


N> 

o 
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(2) Der Bundeswahlbeauftragte kann für die erst- 
malige Wahl Richtlinien für die einzelnen Zweige der 
Versicherung erlassen und die Zahl der Mitglieder 
und ihrer Stellvertreter in den Organen sowie der 
Versichertenältesten bestimmen. Die Zahl der Ver- 
treter der Versicherten und ihrer Arbeitgeber in den 
Organen der Ausführungsbehörden für Unfallver- 
sicherung und der Gemeindeunfallversicherungsver- 
bände setzen für die erste Wahl die zuständigen ober- 
sten Verwaltungsbehörden des Bundes oder der Län- 
der fest. 


(3) Die Wahlordnung erläßt der Bundesminister 
für Arbeit oder die von ihm beauftragte Stelle. 

(4) Bei Streit aus Anlaß der ersten Wahl entschei- 
det der zuständige Wahlbeauftragte. 

(5) Den Zeitpunkt für die Durchführung der Wah- 
len bestimmt der Bundesminister für Arbeit im Ein- 
vernehmen mit den obersten Verwaltungsbehörden 
der Länder. 


§ 14 

Wahlausweise 

(1) Die Arbeitgeber haben nach Weisungen der 
Versicherungsträger Wahlausweise auszustellen und 
diese sowie die Quittungskarten ( Versiehe rungs- 
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(2) Der Bundeswahlbeauftragte erläßt für die 
einzelnen Zweige der Versicherung Richtlinien, 
welche die Einheitlichkeit der Durchführung der 
Wahlen sicherstellen. Insbesondere müssen die 
Richtlinien bestimmen, in welchem Umfange die 
Vertreterversammlungen der Träger und Behörden 
der Unfallversicherung sowie der Träger der Ren- 
tenversicherungen an der Wahl der Beisitzer bei 
den Oberversicherungsämtern und Landesversiche- 
rungsämtern zu beteiligen sind und wer in der land- 
wirtschaftlichen Unfallversicherung, für den Fall 
der Umlageerhebung nach dem Einheitswert, als 
Selbständiger (§ 2 Absatz 1 Buchstabe b) gilt. Der 
Bundeswahlbeauftragte trifft, soweit erforderlich, 
für die erstmalige Wahl die der Satzung vorbehal- 
tenen Bestimmungen und regelt die angemessene 
Berücksichtigung der Arbeitnehmergruppen bei den 
Wahlen zu den Organen der Knappschaften. 

(3) Die Wahlordnung erläßt der Bundesminister 
für Arbeit. 

(4) Bei Streit aus Anlaß der ersten Wahl ent- 
scheidet die zuständige oberste Verwaltungs- 
behörde. 

(5) Der Zeitpunkt für die Durchführung der 
Wahlen muß im ganzen Bundesgebiet jeweils für 
die einzelnen Versicherungszweige einheitlich sein. 

(6) Der Bundeswahlbeauftragte kann für die 
freien Vorschlagslisten nach § 4 Absatz 1 Satz 3 
und 4 auf Antrag der Wahlberechtigten andere 
Mindestzahlen zulassen, wenn dies wegen der be- 
sonderen Verhältnisse des Versicherungsträgers 
notwendig erscheint. 

§ 12 ' 

Wahlausweise 

^1) Die Versicherungsträger und auf deren Wei- 
sung die Arbeitgeber haben Wahlausweise auszu- 
stellen. Die Wahlausweise und die Quittungskarten 



karten) den Versicherten bei der letzten Lohn- (Ge- 
halts-) Zahlung vor der Wahl auszuhändigen. 

(2) Wer unberechtigt Wahlausweise ausstellt oder 
benützt oder die Ausstellung oder die Aushändigung 
von Wahlausweisen verweigert, wird mit Geldstrafe 
oder Haft bestraft, soweit nicht nach anderen gesetz- 
lichen Vorschriften härtere Strafen verwirkt sind. 


§ 15 

Entlastung 

Die Geschäftsführung der nach dem 8. Mai 1945 
gebildeten vorläufigen Organe oder der ihre Auf- 
gaben wahrnehmenden Personen bedarf der Ent- 
lastung durch die nach den Vorschriften dieses Ge- 
setzes gewählten Vorstände. Soweit Entlastungen 
vor dem 1. Januar 1948 erteilt sind, hat es dabei sein 
Bewenden. 


(Versicherungskarten) sind den Versicherten bei der 
letzten Lohn- (Gehalts-)zahlung vor der Wahl aus- 
zuhändigen. 

(2) Wer unberechtigt Wahlausweise ausstellt öder 
benützt oder die Ausstellung oder die Aushändi- 
gung von Wahlausweisen verweigert, wird mit 
Geldstrafe oder Haft bestraft, soweit nicht nach 
anderen gesetzlichen Vorschriften härtere Strafen 
verwirkt sind. 

§ 13 

Entlastung 

Die nach seitherigem Recht vorgeschriebene Ent- 
lastung der Geschäftsführung wird nach den bis 
zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Be- 
stimmungen von der Aufsichtsbehörde erteilt. Der 
Vorstand ist berechtigt, bei der zu diesem Zweck 
erforderlichen Prüfung des Versicherungsträgers 
mitzuwirken. Vor Erteilung der Entlastung hat die 
Aufsichtsbehörde den Prüfungsbericht mit dem 
Vorstand zu beraten. 


§ 14 

Wiederzulassung von Trägern 
der Krankenversicherung 

(1) Die Siebente Verordnung zur Neuordnung 
der Krankenversicherung Vom 10. Oktober 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 976) wird aufgehoben. 

(2) Der § 245 Absatz 1 der Reichs Versicherungs- 
ordnung erhält folgende Fassung: 

„(1) Ein Arbeitgeber kann für jeden Be- 
trieb, in dem' er regelmäßig mindestens 
dreihundert Versicherungspflichtige, für je- 
den landwirtschaftlichen Betrieb oder jeden 
Binnenschiffahrtsbetrieb, in dem er regel- 
mäßig mindestens einhundert Versiche- 
rungspflichtige beschäftigt, eine Betriebs- 
krankenkasse errichten. Ferner kann er 
für mehrere Betriebe, in denen er regel- 
mäßig insgesamt mindestens dreihundert, 
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bei landwirtschaftlichen Betrieben oder 
bei Binnenschiffahrtsbetrieben mindestens 
einhundert Versicherungspflichtige be- 
schäftigt, eine gemeinsame Betriebskran- 
kenkasse errichten. Der Bundesminister 
für Arbeit oder die von ihm beauftragte 
Stelle kann für einzelne Betriebe eine ge- 
ringere Mindestzahl festsetzen, wenn be- 
sondere Verhältnisse die Errichtung einer 
Betriebskrankenkasse angezeigt erscheinen 
lassen." 

(3) Der § 250 Absatz 1 der Reichsversicherungs- 
ordnung erhält folgende Fassung: 

„(1) Eine oder mehrere* Innungen ge- 
meinsam, deren Mitglieder in die Hand- 
werksrolle (§ 104 o der Gewerbeordnung) 
eingetragen sind, können für die der In- 
nung angehörenden Betriebe ihrer Mit- 
glieder mit Zustimmung der Gesellenaus- 
schüsse eine Innungskrankenkasse errich- 
ten, wenn in den Betrieben regelmäßig 
mindestens dreihundert Versicherungs- 
pflichtige beschäftigt werden. Der Um- 
stand, daß der Innung als Mitglieder ein- 
zelne Personen angehören, die nicht in die 
Handwerksrolle eingetragen sind, steht 
der Befugnis zur Bildung einer Innungs- 
krankenkasse nicht entgegen; die Vor- 
schrift des § 245 Absatz 1 Satz 3 gilt ent- 
sprechend." 

(4) Im Artikel 1 der Sechsten Verordnung zum 
Aufbau der Sozialversicherung vom 13. März 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 491) wird hinter „(Reichs- 
gesetzbl. I S. 493)“ eingefügt: 

„oder anderer gesetzlicher Vorschriften, 
die das Handwerksrecht oder die Hand- 
werksorganisation änderten oder ändern". 

Soweit infolge Änderungen des Handwerksrechts 
keine Übereinstimmung des Kreises der Mitglieder 



§ 16 

Inkrafttreten 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten der 
Abschnitt II Artikel 2 § 2, Artikel 7 und Ab- 
schnitt IV des Gesetzes über den Aufbau der Sozial- 
versicherung vom 5. Juli 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 577) mit den dazu erlassenen Durchführungs- 
bestimmungen und die Sechzehnte Verordnung zum 
Aufbau der Sozialversicherung vom 9. Juni 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 622) außer Kraft. 


§ 16 

Übergangs- 
und Schlußvorschriften 

(1) Die Amtsdauer der Mitglieder von Organen, 
die nach Landesgesetzen gewählt worden sind, die 
den Vorschriften dieses Gesetzes entsprechen, läuft 
frühestens mit dem Zeitpunkt der Beendigung der 
Amtsdauer der nach diesem Gesetz neu gewählten 
Organe ab. Im übrigen bleiben die Gewählten im 
Amt, bis die neuen Organe nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes gebildet sind. 

(2) Soweit ein Kommissar oder Beauftragter die 
Aufgaben der Organe wahrnimmt, endet seine Tätig- 
keit mit dem Zeitpunkt, in dem der neue Vorstand 
gebildet ist. 

(3) Außer Kraft treten die Vorschriften 

a) des Abschnittes II Artikel 2, § 2 Artikel 7 
und des Abschnittes IV des Gesetzes über 
den Aufbau der Sozialversicherung vom 
5. Juli 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 577) mit 
den dazu erlassenen Durchführungsbestim- 
mungen, 

b) des § 23 Absatz 1 letzter Satz und Absatz 2 
letzter Satz der Reichsversicherungsord- 
nung. 


von Innungen mit dem Kreis der Mitglieder von 
Innungskrankenkassen mehr besteht, hat der Vor- 
sitzende des Versicherungsamtes, in dessen Bezirk 
die Innungskrankenkasse ihren Sitz hat, die Über- 
einstimmung herbeizuführen. Die Vorschriften der 
§§ 251 bis 254 der Reichsversicherungsordnung gel- 
ten entsprechend. 

(5) Die Vorschriften der Absätze 2 und 3 finden 
auf die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehen- 
den Betriebs- und Innungskrankenkassen keine An- 
wendung. 

Übergangs- 
und S c h 1 u ß v o r s c h r i f t e n 

§ 15 

(1) Die Amtsdauer der Mitglieder von Organen, 
die nach Landesgesetzen gewählt worden sind, läuft 
frühestens mit dem Zeitpunkt der Beendigung der 
Amtsdauer der nach diesem Gesetz neugewählten 
Organe ab, wenn die Wahl den Vorschriften dieses 
Gesetzes entspricht. 

(2) Der § 8 Absatz 1 Buchstabe a Satz 1 findet auf 
die bei dem Inkrafttreten dieses Gesetzes im Amte 
befindlichen Geschäftsführer der Träger der Kran- 
kenversicherung, soweit sie nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes gewählt worden sind, im Lande 
Württemberg-Hohenzollern keine Anwendung. 
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§ 16 

(1) Der § 8 findet, vorbehaltlich der Vorschrift des 
§ 15 Absatz 2 auf die bei dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes im Amte befindlichen Geschäftsführer 
Anwendung. Die Geschäftsführer verbleiben bis 
zur Abnahme der jahresrechnung 1950, spätestens 
bis zum 30. Juni 1951 im Amt. 

(2) Die Ansprüche auf Zahlung der Dienstbezüge, 
auf Wartegeld, Ruhegehalt und Hinterbliebenen- 
bezüge von Geschäftsführern und deren Stellvertre- 
tern, die nicht mehr gewählt werden, bleiben un- 
berührt. Der Umstand, daß die genannten Personen 
nicht wiedergewählt werden, gilt nicht als wichtiger 
Grund zur Kündigung. 


§ 17 

Die zuständigen obersten Verwaltungsbehörden 
bestimmen für die Organe der im § 1 Absatz 3 ge- 
nannten Träger der Unfallversicherung näheres 

£ über die Zuteilung und die Voraussetzungen der 

Zugehörigkeit zu den einzelnen Gruppen, über den 
Anteil der einzelnen Gruppen an den Organen so- 
wie über die Stimmbe recht igung des gesetzlichen 
Vertreters der Bundesbehörden, der obersten Lan- 
desbehörden, der Gemeinden, der Gemeindever- 
bände und der Städte. 


§ 18 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) In der Unfallversicherung gelten für die Or- 
gane Ziffer 17 des Vierten Gesetzes über Änderun- 
gen in der Unfallversicherung vom 18. April 1937 
(Reichsgesetzbl. I S. 463), das Fünfte Gesetz über 
Änderungen in der Unfallversicherung vom 17. Fe- 
bruar 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 267) und der § 23 
des Gesetzes über die Ausdehnung der Invaliden- 
versicherung auf Küstenschiffer und Küstenfischer 
vom 20. August 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1153). 

(3) Zu dem im Absatz 1 genannten Zeitpunkt 
treten die diesem Gesetz entgegenstehenden Vor- 



Schriften der Reichsversicherungsgesetze und der 
zu ihrer Änderung, Ergänzung oder Durchführung 
erlassenen Vorschriften außer Kraft, soweit sie nicht 
in einem Teil des Bundesgebietes ganz oder teilweise 
bereits außer Kraft getreten sind, insbesondere: 

1. Die §§ 5, 8, 9 zweiter Halbsatz, 10, 12 Ab- 
satz 1, 13, 14 Absatz 1, 15, 16, 16 b Absatz 2 

Satz 1, 21 Absatz 1 und 2, 22, 23 Absatz 1 
Satz 1 und 2, Absatz 2 und Absatz 3, 24 Ab- 
satz 1 bis 3, 42 Absatz 1 Satz 1, 44 Absatz 2, 
73 Absatz 1 und 2 Satz 2, 75 Absatz 1 zweiter 
Halbsatz, 78 Absatz 3, 106 Absatz 3 Satz 2, 
107 Absatz 3 Satz 1 und 4, 227/327 Satz 2 
erster Halbsatz, 328, 332, 333 Absatz 1 und 3, 
335, 337, 338 Absatz 2 und 3, 339, 487 a, 492 
Satz 2, 558 e Satz 2, 786, 853, 855, 856, 867, 
1344 bis 1347, 1351 bis 1352, 1363 und 1376 
der Reichsversicherungsordnung; 

2. die §§ 97, 98, 99 Absatz 1, Absatz 2 Satz 2, 

100 Absatz 2, 105, 105 a, 108 Absatz 1 bis 3, 

109 Absatz 1, 110, 112, 115 bis 118, 119 Satz 2 
bis 130 und 154 Absatz 3 des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes; 

3. die §§ 146 bis 149, 151 Absatz 1 bis 3 und 5, 
152, 153, 157, 158 Absatz 1, 159, 160, 162, 
163 bis 165, 166 Absatz 1, 167 bis 179 und 
181 bis 184 a des Reichsknappschaftsgesetzes; 

4. der Artikel 2 § 2 und die Artikel 6 und 7 
in Abschnitt II des Gesetzes über den Aufbau 
der Sozialversicherung vom 5. Juli 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 577); 

5. die Erste Verordnung zum Aufbau der Sozial- 
versicherung vom 24. Oktober 1934 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1105); 

6. die §§ 5 bis 26, 27 Absatz 1, 28 bis 32, 37, 38, 
41 Absatz 1 Satz 2 und 42 der Fünften Ver- 
ordnung zum Aufbau der Sozialversicherung 
vom 21. Dezember 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1274); 

7. die Artikel 1 und 4 der Siebenten Verordnung 
zum Aufbau der Sozialversicherung vom 
25. Mai 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 694); 
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8. die Zehnte Verordnung zum Aufbau der So- 
zialversicherung vom 26. September 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 1191); 

9. der Artikel 3 der Zwölften Verordnung zum 
Aufbau der Sozialversicherung vom 24. De- 
zember 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 1537); 

10. die Vierzehnte Verordnung zum Aufbau der 

Sozialversicherung vom 25. April 1936 

(Reichsgesetzbl. I S. 400); 

11. die Sechzehnte Verordnung zum Aufbau der 
Sozialversicherung vom 9. Juni 1938 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 622); 

12. die Siebzehnte Verordnung zum Aufbau der 
Sozialversicherung vom 31. Januar 1942 
(Reichsgesetzbl. I S. 81); 

13. der § 1 Absatz 2 der Ersten Verordnung zur 
Neuordnung der Krankenversicherung vom 
17. März 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 131); 

14. der § 10 Buchstabe a der Verordnung über den 
weiteren Ausbau der knappschaftlichen Ver- 
sicherung vom 19. Mai 1941 (Reichsgesetzbl. I 
S. 287), soweit er die §§ 166 bis 181 und die 

183 bis 184 b betrifft, und § 10 Buchstabe b 
der Verordnung vom 19. Mai 1941; 

15. die Bestimmungen des ehemaligen Reichs- 
arbeitsministers über die Vereinigung von All- 
gemeinen Ortskrankenkassen vom 11. Juli 
1944 — II 6912/44 — (Reichsarbeitsbl. II 
S. 171) und über die Vereinigung von 
Landkrankenkassen vom 6. Oktober 1944 
— II 10715/44 — (Reichsarbeitsbl. II S. 284). 

(4) Folgende Vorschriften werden geändert: 

1. Im § 14 Absatz 2 der Reichsversicherungsord- 
nung wird der Satz 2 wie folgt geändert: 

,,Bei der Allgemeinen und der See-Unfall- 
versicherung werden versicherte Mitglie- 
der der Berufsgenossenschaften den Un- 
ternehmern zugerechnet, wenn sie regel- 
mäßig mindestens einen Versicherungs- 
pflichtigen beschäftigen/'; 



2. der § 16 a der Reichsversicherungsordnung er- 
hält folgende Fassung: 

„Die Wahlen der Mitglieder der Organe 
und ihrer Stellvertreter sind vor dem 
Schlüsse der laufenden Wahlzeit durch- 
zuführen.“; 

3. im § 16 b Absatz 2 der Reichsversicherungs- 
ordnung wird Satz 2 wie folgt geändert: 

„Für Vertreter, die vor Ablauf ihrer 
Wahlzeit ausscheiden, rücken die nicht 
gewählten Bewerber in der Reihenfolge 
der auf sie entfallenen Stimmenzahl 
nach.“; 

4. der § 16 b Absatz 3 der Reichsversicherungs- 
ordnung erhält folgende Fassung: 

„(3) Sind keine Bewerber nach Absatz 2 
mehr vorhanden, so findet eine Ergän- 
zungswahl statt.“; 

5. der § 16 b Absatz 4 der Reichsversicherungs- 
ordnung erhält folgende Fassung: 

„(4) Soweit Gewählte den Dienst ver- 
weigern, beruft die Aufsichtsbehörde die 
Vertreter. Absatz 2 und Absatz 3 gelten 
entsprechend.“; 

6. der § 23 Absatz 1 Satz 3 der Reichsversiche- 
rungsordnung erhält folgende Fassung: 

„Die Aufsichtsbehörde kann die Haftung 
an Stelle und auf Kosten des Versiche- 
rungsträgers geltend machen.“; 

7. im § 42 Absatz 1 Satz 1 der Reichsversiche- 
rungsordnung werden die Worte „und den 
Vorstandsmitgliedern der Ersatzkassen“ ge- 
strichen; 

8. im § 44 Absatz 1 der Reichsversicherungsord- 
nung werden die Worte „und Vorständen“ 
gestrichen; 

9. der § 50 der Reichsversicherungsordnung er- 
hält folgende Fassung: 

„Der § 17, § 2 Absatz 9 sowie § 3 Ab- 
satz 3 des Gesetzes über die Selbstverwal- 
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tung und über Änderungen von Vor- 
schriften auf dem Gebiet der Sozialver- 
sicherung gelten entsprechend. Die Wah- 
len sind nach Beendigung der Wahlen zu 
den Organen der Versicherungsträger un- 
verzüglich durchzuführen. Der § 16 b gilt 
entsprechend mit der Maßgabe, daß an 
die Stelle der Aufsichtsbehörde der Vor- 
sitzende des Versicherungsamts tritt/ 4 ; 

10. im § 321 Absatz 1 Ziffer 4 der Reichsver- 
sicherungsordnung wird das Wort „Zusam- 
mensetzung“ gestrichen; in Ziffer 5 werden die 
Worte „Zusammensetzung und“ gestrichen; 

11. der § 327 Satz 2 zweiter Halbsatz der Reichs- 
versicherungsordnung erhält folgende Fassung: 

„werden Mitglieder der Vertreterver- 
sammlung in den Vorstand gewählt, so 
scheiden sie mit dem Zeitpunkt aus der 
Vertreterversammlung aus, an dem sie 
zur Ausübung des Vorstandsamtes tat- 
sächlich berufen werden/ 4 ; 

12. der § 339 der Reichsversicherungsordnung er- 
hält folgende Fassung: 

„Für Betriebskrankenkassen gelten § 333 
Absatz 2 und § 334.“; 

13. der § 341 der Reichsversicherungsordnung er- 
hält folgende Fassung: 

„Die §§ 327, 333 Absatz 2 und 334 Ab- 
satz 1 gelten auch für Innungskranken- 
kassen.“; 

14. im § 636 der Reichsversicherungsordnung wer- 
den die Worte „Leiter“ durch die Worte „Ver- 
treterversammlungen“ ersetzt; 

15. im § 675 der Reichsversicherungsordnung wer- 
den die Worte „Der Leiter“ durch die Worte 
„Die Vertreterversammlung 44 ersetzt; 

16. im § 677 der Reichsversicherungsordnung wird 
das Wort „Leiters 44 durch das Wort „Vor- 
stands 44 ersetzt; 



17. im § 679 Satz 1 der Reichsversicherungsord- 
nung werden die Worte „Wahl der Vertreter“, 
hinter dem Wort „Sektionen“ die Worte „Zu- 
sammensetzung und“ und hinter dem Wort 
„Beschlußfassung“ das Wort „Zusammenset- 
zung“ gestrichen; 

18. im § 681 der Reichsversicherungsordnung wer- 
den die Worte „der Leiter“ durch die Worte 
„die Vertreterversammlung“ und das Wort 
„er“ durch das Wort „sie“ ersetzt; 

19. die §§ 686 und 688 a der Reichsversicherungs- 
ordnung gelten in der vor dem Inkrafttreten 
des Fünften Gesetzes über Änderungen in der 
Unfallversicherung vom 17. Februar 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 267) gültig gewesenen 
Fassung; 

20. im § 792 der Reichsversicherungsordnung wer- 
die Worte „der Leiter“ durch die Worte „der 
Vertreterversammlung“ ersetzt; 

21. im § 842 Absatz 1 der Reichsversicherungs- 
ordnung lautet der Klammerinhalt: 

„§§ 784, 785 bis 793, 796, 797, 802 bis 
810, 812, 814 bis 818 a, 822“; 

22. die §§ 857, 866 und 869 der Reichsversiche- 
rungsordnung gelten in der vor dem Inkraft- 
treten des Fünften Gesetzes über Änderungen 
in der Unfallversicherung vom 17. Februar 
1939 (Reichsgesetzbl. I S. 267) gültig gewe- 
senen Fassung; 

23. im § 857 der Reichsversicherungsordnung wer- 
den die Worte „unter Flinzuziehung der Ver- 
treter der Versicherten (§ 853 Absatz 1)“ und 
Satz 2 gestrichen; 

24. der § 858 der Reichsversicherungsordnung er- 
hält folgende Fassung: 

„Für die Wahl der Versicherten gilt § 16 a 
entsprechend.“; 

25. im § 866 der Reichsversicherungsordnung wer- 
den die Worte „daß die Sektionsvorstände die 
Vertreter der Versicherten zum Gutachten zu- 
ziehen“ gestrichen; 
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26. im § 867 der Reichs Versicherungsordnung wer- 
den die Worte „mit den Vertretern der Ver- 
sicherten“ gestrichen; 

27. der § 894 Absatz 1 der Reichsversicherungs- 
ordnung gilt in der Fassung des Vierten Ge- 
setzes über Änderungen in der Unfallversiche- 
rung vom 18. April 1937 (Reichsgesetzbl. I 
S. 463) und der § 894 a der Reichsversiche- 
rungsordnung in der Fassung von Artikel 1 
Nr. 30 des Fünften Gesetzes über Änderungen 
in der Unfallversicherung vom 17. Februar 
1939 (Reichsgesetzbl. I S. 267); 

28. im § 971 der Reichsversicherungsordnung wer- 
den die Worte „Der Leiter“ durch die Worte 
„Die Vertreterversammlung“ ersetzt; 

29. im § 972 der Reichsversicherungsordnung wer- 
den die Worte „Zusammensetzung“ ge- 
strichen; 

o 30. der § 976 Absatz 2 der Reichsversicherungs- 

ordnung gilt in der vor dem Inkrafttreten des 
Fünften Gesetzes über Änderungen in der Un- 
fallversicherung vom 17. Februar 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 267) gültig gewesenen Fassung 
mit der Maßgabe, daß an Stelle des Wortes 
„Sie“ die Worte „Die Vertreterversammlung“ 
treten; Absatz 1 entfällt; 

31. der § 1037 der Reichsversicherungsordnung 
gilt in der vor dem Inkrafttreten des Fünften 
Gesetzes über Änderungen in der Unfallver- 
sicherung vom 17. Februar 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 267) gültig gewesenen Fassung 
mit folgender Maßgabe: 
gestrichen werden „Verfassung und“, „§§ 13, 
des § 14 Absatz 2 Satz 2“, „23, 24“, „dem 
§ 685“, „des § 976 Absatz 1“, „des § 977 
Absatz 1“, „des § 978 über Angestellte der Ge- 
nossenschaft“ und „die Organe bezeichnen, 
welche die Genossenschaften verwalten und die 
Rechte und Pflichten wahrnehmen, die dieses 
Gesetz den Vorständen überträgt,“; 



ersetzt werden „§§ 5 bis 7“ durch „§§ 6 und 7“, 
„§ 12“ durch „§ 12 Absatz 2“, „§§ 17 bis 21“ 
durch „§§ 17 bis 20, 21 Absatz 1 und 4“, 
„§§ 971 bis 974“ durch „§§ 971 und 972“, 
„§§ 687 bis 689“ durch „§§ 688 a und 689“; 
angefügt wird als letzter Halbsatz: „für den 
Geschäftsführer (die Geschäftsführung) gilt § 8 
des Gesetzes über die Selbstverwaltung und 
über Änderungen von Vorschriften auf dem 
Gebiet der Sozialversicherung.“; 

32. der § 1038 der Reichsversicherungsordnung 
erhält folgende Fassung: 

„Die Landesgesetzgebung bestimmt dar- 
über, welche Personen außer den tech- 
nischen Aufsichtsbeamten und den beson- 
deren Sachverständigen (§ 1030 in Ver- 
bindung mit den §§ 875, 880, 881) den 
Strafvorschriften über Verletzung von 
Betriebsgeheimnissen (§§ 142 bis 144) 
unterliegen.“; 

33. die §§ 1039 bis 1040 a der Reichsversicherungs- 
ordnung gelten in der vor dem Inkrafttreten 
des Fünften Gesetzes über Änderungen in der 
Unfallversicherung vom 17. Februar 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 267) gültig gewesenen 
Fassung; 

34. im § 1142 der Reichsversicherungsordnung 
werden die Worte „der Leiter“ durch die 
Worte „die Vertreterversammlung“ ersetzt; 

35. die §§ 1203 und 1204 der Reichsversicherungs- 
ordnung gelten in der vor dem Inkrafttreten 
des Fünften Gesetzes über Änderungen in der 
Unfallversicherung vom 17. Februar 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 267) gültig gewesenen 
Fassung, § 1203 der Reichsversicherungsord- 
nung mit der Maßgabe, daß an Stelle von „852 
bis 856“ zu setzen ist „853, 855 und 856“; 

36. der § 1205 der Reichsversicherungsordnung 
erhält folgende Fassung: 

„(1) Aus der Allgemeinen Unfallversiche- 
rung sind die §§ 866 und 867 auf die Ge- 
nehmigung der Vorschriften und des vor- 
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bereitenden Verfahrens entsprechend an- 
zuwenden. 

(2) Ferner gilt für die Vertreter der Ver- 
sicherten und deren Stellvertreter ent- 
sprechend, was die §§ 19, 20, 21 Absatz 1 
und 4, 24 Absatz 4 dieses Gesetzes und 
§ 2 Absatz 9 des Gesetzes über die Selbst- 
verwaltung und über Änderungen von 
Vorschriften auf dem Gebiet der Sozial- 
versicherung für gewählte Vertreter der 
Versicherten vorschreiben. “; 

37. im § 1333 Ziffer 1 der Reichsversicherungs- 
ordnung wird das Wort „nichtbeamteten“ ge- 
strichen; 

38. im Angestelltenversicherungsgesetz sind an die 
Stelle der bisherigen Bezeichnungen „Direk- 
torium“, „Verwaltungsrat“ und „Präsident“ 
jeweils zu setzen „Vorstand“, „Vertreterver- 
sammlung“ und „Vorsitzender des Vorstan- 
des“; 

39. im § 100 Absatz 1 Satz 1 des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes werden die Worte „beamte- 
ten Direktoriumsmitgliedern und die übrigen“ 
gestrichen; 

40. der § 102 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
erhält folgende Fassung: 

„Für die Wahl der Vorstandsmitglieder 
gelten die §§ 109 Absatz 2 und 111 ent- 
sprechend.“; 

41. der § 136 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
erhält folgende Fassung: 

„Die Wahl leitet der Vorsitzende der Ver- 
treterversammlung. Im übrigen gelten 
die §§ 108 Absatz 4, 109 Absatz 2 und 111 
entsprechend.“; 

42. der § 138 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
erhält folgende Fassung: 

„Der § 113 dieses Gesetzes, der § 16 b der 
Reichsversicherungsordnung und der § 2 
Absatz 9 sowie § 3 Absatz 3 des Gesetzes 



über die Selbstverwaltung und über 
Änderungen von Vorschriften auf dem 
Gebiet der Sozialversicherung gelten ent- 
sprechend, der § 16 b der Reichsversiche- 
rungsordnung jedoch mit der Maßgabe, 
daß an die Stelle der Aufsichtsbehörde das 
Versicherungsamt tritt.“; 

43. der § 155 des Reichsknappschaftsgesetzes erhält 
folgende Fassung: 

„Eine getrennte Abstimmung in den 
Gruppen der Arbeitgeber und Versicher- 
ten für 

1. die Festsetzung von Beiträgen der 
Krankenversicherung über 10 v. FI. 
des Grundlohns, 

2. die Anstellung leitender Angestellten. 
Zur Beschlußfassung ist in beiden Gruppen 
eine Mehrheit erforderlich.“; 

44. im § 156 des Reichsknappschaftsgesetzes wer- 
den im ersten Satz das Wort „(Abteilungsvor- 
stand)“ und im Satz 2 zweiter Halbsatz die 
Worte „(Abteilungsvorstand) nach den Grund- 
sätzen der Verhältniswahl“ gestrichen; an Stelle 
von „§ 147“ tritt „§ 2 Absatz 1 Buchstabe c 
und Absatz 5 des Gesetzes über die Selbstver- 
waltung und über Änderungen von Vor- 
schriften auf dem Gebiet der Sozialversiche- 
rung“; 

45. im § 161 Absatz 1 des Reichsknappschafts- 
gesetzes werden die Worte „den Hauptver- 
sammlungen“ durch die Worte „der Vertreter- 
versammlung“ ersetzt; in Absatz 1 wird die 
Ziffer 2 gestrichen; in der Ziffer 3 b wird das 
Wort „Reichsknappschaft“ durch das Wort 
„Knappschaft“ ersetzt; 

46. der § 180 des Reichsknappschaftsgesetzes erhält 
folgende Fassung: 

„Die Ausschüsse, denen Entscheidungen 
nach diesem Gesetz obliegen oder nach § 2 
Absatz 11 des Gesetzes über die Selbstver- 
waltung und über Änderungen von Vor- 
schriften auf dem Gebiet der Sozialver- 
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Sicherung übertragen werden, setzen sich 
nach § 2 Absatz 1 Buchstabe c und Ab- 
satz 5 Satz 2 und 3 des Gesetzes über die 
Selbstverwaltung und über Änderungen 
von Vorschriften auf dem Gebiet 
der Sozialversicherung zusammen. Die 
Mitglieder der Ausschüsse werden in ge- 
trennter Wahl von den Vertretern der 
Arbeitgeber und der Versicherten in den 
Vorständen aus deren Mitte oder aus den 
in die Vorstände wählbaren Personen ge- 
wählt.“; 

47. im § 199 Absatz 1 Satz 2 des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes werden die Worte „Bezirks- 
knappschaft“ und „Bezirksknappschaften“ 
durch die Worte „Knappschaft“ und „Knapp- 
schaften“ ersetzt; die Worte „nach den Grund- 
sätzen der Verhältniswahl“ werden gestrichen. 

(5) Zu dem im Absatz 1 genannten Zeitpunkt 
werden folgende Vorschriften aufgehoben, soweit 
sie nicht in einem Teil des Bundesgebietes ganz oder 
teilweise bereits aufgehoben sind: 

1. die Verordnung über die Vereinfachung des 
Verfahrens in der Reichs Versicherung und der 
Arbeitslosenversicherung vom 28. Oktober 
1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2110), die Verord- 
nung über die weitere Vereinfachung des Ver- 
fahrens in der Reichsversicherung und der Ar- 
beitslosenversicherung während des Krieges 
vom 26. Oktober 1943 (Reichsgesetzbl. I 
S. 581) und die Verordnung über die Anpas- 
sung des Verfahrens an den totalen Kriegsein- 
satz vom 26. Januar 1945 (Reichsgesetzbl. I 

S. 20); 

2. die Erlasse des ehemaligen Reichsarbeitsmini- 
sters über die Anwendung des § 434 der 
Reichsversicherungsordnung vom 2. Mai 1941 
— II a 5594/41 — (Reichsarbeitsbl. II S. 183), 
über Vereinfachung der Verwaltung; hier: Zu- 
lassung der weiteren Mitgliedschaft bei einer 



Ersatzkasse vom 11. Mai 1942 — II a 6870/42 — 
(Reichsarbeitsbl. II S. 314), über Änderung der 
Satzung der Betriebskrankenkasse des Reichs 
Teil I Ziffer 1 Satz 1 und 2 Halbsatz 1 vom 
21. März 1944 — Ia 1106/44 — (Reichs- 
arbeitsbl. II S. 80), über Ersatzkassenmitglied- 
schaft von Gefolgschaftsmitgliedern der Deut- 
schen Reichsbahn vom 25. April 1944 — II 
4301/44 — (Reichsarbeitsbl. II S. 100), über 
Ersatzkassenmitgliedschaft von Gefolgschafts- 
mitgliedern der Deutschen Reichspost vom 
3. Juni 1944 — II 5602/44 — (Reichsarbeitsbl. 
II S. 154) und über Ersatzkassenmitgliedschaft 
der Gefolgschaftsmitglieder von Betrieben, für 
die eine Betriebskrankenkasse zuständig ist, 
vom 31. Oktober 1944 — II 1405/44 B — 
(Reichsarbeitsbl. II S. 297). 

Wer aus der Versicherungspflicht ausscheidet 
oder ausgeschieden ist und bei dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes die Voraussetzungen für 
die Weiterversicherung erfüllt, kann die Wei- 
terversicherung bei der Ersatzkasse beantragen, 
der er vor seiner Versicherung bei einer Kran- 
kenkasse nach § 225 der Reichsversicherungs- 
ordnung angehört hat; 

3. die nach dem 7. Mai 1945 in den Ländern 
Bremen und Niedersachsen (Ortskrankenkasse 
Bremerhaven und Wesermünde) über die ge- 
setzlichen Vorschriften hinaus eingeführten 
Beschränkungen in der Zugehörigkeit zu den 
Trägern der Krankenversicherung. 

Die von geschlossenen Versicherungsträgern 
übernommenen beweglichen und unbeweg- 
lichen Sachen sowie die übernommenen Anteile 
an der Gemeinschaftsrücklage bei Landesver- 
sicherungsanstalten sind nach §§ 812 ff. des 
Bürgerlichen Gesetzbuches zurückzuüber- 
tragen. Der Anspruch auf Rück Übertragung 
steht den wiedererrichteten Trägern der Ver- 
sicherung zu; falls sie nicht wieder errichtet 
werden, steht der Anspruch den Versiche- 
rungsträgern zu, die mit ihnen in Verwaltungs- 
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gemeinschaft gestanden haben; die Mitglieder 
einer Ersatzkasse, deren Vermögen von einer 
mit ihr in Verwaltungsgemeinschaft gestande- 
nen Ersatzkasse übernommen worden ist, sind 
berechtigt, der das Vermögen übernehmenden 
Kasse beizutreten; 

4. die Verordnung über die Festsetzung der Bei- 
tragssätze in der Krankenversicherung vom 
1. August 1931 (Reichsgesetzbl. I S. 427); 

5. der Artikel 5 des Württembergischen Ausfüh- 
rungsgesetzes zur Reichsversicherungsordnung 
vom 8. Juli 1912 (Regierungsbl. S. 247); das 
Gesetz betreffend den Ausschluß von Land- 
krankenkassen für das Bremische Staatsgebiet 
vom 25. Februar 1913 (Gesetzbl. der Freien 
Hansastadt Bremen S. 47) und das Badische 
Gesetz die Ausführung der Reichsversiche- 
rungsordnung betreffend vom 22. Juni 1912 
(Gesetz- Verordnungsbl. S. 22). 



